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9. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 2. December. 
11 Uhr. Am Miniſtertiſch Graf Stolberg, Friedenthal, Maybach mit 
zahlreichen Commiſſarien. b 

Eingegangen iſt ein Geſetzentwurf, betr. den Ankauf der Eiſenbahn von 
Frankfurt nach Homburg v. d. H. 0 

Auf der . ſteht zunächſt die erſte Berathung des Geſetzent⸗ 
wurfes, betreffend die Bildung von Waſſergenoſſenſchaften. 

Abg. Bieſenbach ſpricht ſich gegen die Vorlage aus, weil ihr § 20 für 
dieſe Genoſſenſchaften die Solidarhaft enthalte, die für fie eine wahre Ca⸗ 
lamität ſei, wie der Zuſammenbruch der Düſſeldorfer Gewerbebank bewieſen. 
Die Gläubiger geben auf andere Garantien viel mehr, als auf die Solidar⸗ 
f haft; und viele Gutsbeſitzer werden ſich hüten, einer ſolchen Genoſſenſchaft 

eizutreten, auf deren Leitung und Verwaltung ſie weiter keinen Einfluß 
ausüben können, als den, welcher ihnen in den Generalverſammlungen zu⸗ 
ſteht. Alle gut geleiteten Genoſſenſchaften baben ſich ſchon in Actien⸗Ge⸗ 
ſellſchaften verwandelt. (Widerſpruch.) Denn es will Niemand auf die 
Solidarhaft bin Credit gewähren, — ja in Düſſeldorf muß ein Credit⸗ 
fuder, 2 Beſcheinigung bringen, daß er an keiner Genoſſenſchaft be⸗ 
theiligt iſt. 

Abg. Schellwitz: Das Geſetz hilft einem lebhaft empfundenen Be⸗ 
dürfniſſe ab, nur erfordert der Antrag auf Bildung öffentlicher Genoſſen⸗ 
ſchaften zuviele Vorarbeiten. Die Bildung ſolcher Genoſſenſchaften iſt ſo 
viel als möglich 2 erleichtern, das geſchieht aber nicht, wenn der Antrag⸗ 
ſteller auf ſeine Koſten alles Material beſchaffen muß. Hier wäre es Pflicht 
des Staates, mit ſeinen Mitteln einzutreten. 

Abg. Wiſſelinck: Der Landwirthſchaftsminiſter hat ſich dadurch, daß 
er die Codification des geſammten Waſſerrechts nicht abgewartet, ſondern 
ein Geſetz über die Bildung von Waſſergenoſſenſchaften vorgelegt hat, ein 
unbeſtreitbares Verdienſt erworben. Ich will nur auf eine mir Bedenken 
erregende Hauptfrage, die Bildung freier Geuoſſenſchaften auf der Unterlage 
der Solidarhaft, eingehen. Die Solidarhaft an ſich, als Unterlage für die 
Creditfähigkeit, erregt mir nicht, wie dem Herrn Bieſenbach, Bedenken: ſeine 
Vorwürfe ſind nicht begründet; ſie widerlegen ſich durch die Geſchichte der 
auf Solidarhaft beruhenden Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 
Diejenigen Genoſſenſchaften, welche ſich ihrer Grundpfeiler bewußt geblieben 
ſind: Selbſthilfe, Selbſtperantwortlichkeit und Selbſtverwaltung — führen 
ein durchaus geſundes Daſein. Nur diejenigen, welche ihren Geſchäfts⸗ 
2 unzuläſſig ausdehnen, bei der Wahl der Vorſtandsmitglieder nicht 
vorſichtig ſind und die nothwendige Controle außer Augen laſſen, laufen 
Gefahr, Verluſte zu erleiden. Eine andere Frage iſt es, ob die freien Ge⸗ 
noſſenſchaften im Sinne dieſes Geſetzes ihren Zweck erfüllen werden. Sie 
werden nur möglich ſein, wenn die Genoſſen das erforderliche Capital ſchon 
beſitzen. Soll aber die Genoſſenſchaft ſich Credit verſchaffen, ſo wird ſich 

derſelben nur fluctuirendes, kündbares Capital zuwenden. Die Melioratio⸗ 

nen, welche Jahre lange Arbeit in Anſpruch nehmen), deren Früchte erſt 
nach längerer Zeit in die Erſcheinung treten, erfordern unkündbares 

Capital, niedrigen Zinsfuß und Amortiſation. Derartiges Capital aber 

kann und wird ſich der freien Genoſſenſchaft nicht zuwenden, und deshalb 

halte ich die freien Genoſſenſchaften heiten Falls nur für ein Experiment, 
wenn auch ein ungefährliches, — Dem Bedürfniß wird, glaube ich, durch 
die öffentlichen Genoſſenſchaften vollſtändig genügt. Was die geſchäͤftliche 
Behandlung anbetrifft, ſo hat dieſes Geſetz mit dem über die Landescultur⸗ 
Rentenbanken ſo viel Berührungspunkte, daß ich glaube, beide können an 
— e verwieſen werden; ich ſchlage eine Commiſſion von 21 Mit⸗ 
iedern vor. 
N Abg. v. Schorlemer⸗Alſt kann bei allem Intereſſe für die Vorlage 


n doch nicht ohne Beſorgniß daran denken, ob die Kräfte des Hauſes ange⸗ 
1 ls 2 5 der ſchwierigſten Etatsberathungen und 1 5 Reichstagsſeſſion 
bon 


leicher Bedeutung für die Bewältigung der in Rede ſtehenden und 
ihr ahnlichen Vorlagen ausreichen werden. Zu dieſer Ueberbürdung hat 
der Herr Miniſter für die Land wirthſchaft nicht wenig beigetragen, obwohl 
er nicht nötbig batte, ſein anerkanntes Intereſſe für die Landwirthſchaft 
und die Stärke feiner Initiative durch die Maſſe ſeiner Vorlagen zu be: 
weiſen. Zugleich bedauert der Redner, daß die Codification des geſammten 
Waſſerrechtes nicht unternommen, ſondern nur die Materie der Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften herausgegriffen worden ſei. Ein Vorzug der gutgearbeite⸗ 
ten Vorlage iſt der, daß ſie die freien Genoſſenſchaften einführt; aber be⸗ 
denklich iſt die Einführung der Solidarhaft, die ein Hinderniß für die An⸗ 
wendung des Geſetzes ſein wird. Einzelne 1 ſind ſchwer ver⸗ 
ſtändlich. Jeder kann nach Belieben ausſcheiden und bleibt nur noch zwei 
Jahre haftbar; wie wird es aber mit den rundſtücken? Sie ſind entweder 
ſchon meliorirt oder für die Durchführung der Meliorationen nothwendig. 
Wie ſteht es ferner mit dem Grundbuchweſen und mit dem Eintritt von 
I Corporationen in die Genoſſenſchaften, auf welche die Solidarhaft keine 
Anwendung finden ſoll? Die geſetzliche Regelung der Frage der öffentlichen 
Genoſſenſchaften iſt mit Freuden zu begrüßen, aber die Dtage des zwangs⸗ 
8 geregelt. Auch der Abſtimmungsmodus, 
0 9 8585 und des Cataſtralreinertrages, oder nach der 
Mehrbeit des letzteren allein, iſt nicht empfehlenswerth; vielleicht ift die 
g 1 des franzöſiſchen Geſetzes beſſer, wo zur Giltigkeit eines Be⸗ 
ſchluſſes die Mehrheit der Perſonen, die zugleich die Mehrheit des Reiner⸗ 
trages repräſenliren müſſen, gefordert wird. Dem Antrage auf Ueberwei⸗ 
PH late an eine Commiſſion von 21 Mitgliedern tritt der Redner 
ießlich bei. g 2 
Abg. Pariſius leitet feine Bemerkungen gegen die Vorlage mit der 
Erinnerung an die Thatſache ein, daß der im ga re 1869 vom Haufe an: 
genommene Antrag auf Vorlegung eines Geſetzes über Waſſergenoſſenſchaften 
on ihm eingebracht worden ſei. An der 5 erkennt er znächſt an, 
daß fie mit dem Grundſatz bes, pen Rechtes bricht, welches eine Ver⸗ 
einigung von Perſonen als ein ſelbſtſtändiges, rechtsfäbiges Einzelweſen 
nicht kennt; ſodann, daß die Bildung freier Genoſſenſchaften verſucht werden 
olle, wogegen ſich die ba ei dem Waldſchutzgeſetz noch geſträubt 
aube. Dem Abgeordneten Bieſenbach bemerkt er, daß nicht die Solidarhaft 
bis dem Pruch der Gewerbebank in Duſſeldorf ſchuld fei, ſondern die 8 
18 1000 . hätten allen Grundſatzen des Genoſſenſchaftsweſens 
aufs Schmählichſte entgegengehandelt, alle ſeit Jahren ertheilten Warnungen 
nad borgeiehriebenen Kaufelen mißachtet. Die Aeußerungen des Abgeordne⸗ 
deu Bieſenbach zeigten alſo eine tiefe Unkenntniß dieſer Dinge, beſonders 
un er behauptet, daß die gut geleiteten Genoſſenſchaften in Actiengeſell⸗ 
9 aften umgewandelt ſeien. Schulze's muſtergiltiger Jabresbericht enthalte 
x elmäßig den eracten . der Urſachen, welche den Fall einer Ge⸗ 
aoffenichait „ haben. Der Abgeordnete 4 5 „ſollte ſich in 
beleteichs ag wa et Ga al a würde ihn Schulze ſchon eines Beſſeren 
Gen ei. Redner a 0 einen Hauptfehler des Entwurfes, daß die 
f 5 5 welche vom Grund und Boden a ſeien, Per⸗ 


weiſen Eintrittes iſt nicht 
nach der Mehrheit der 


inalgenoſſenſchaften ſein ſollen, während fie Realgenoſſenſchaften fein mußten. 
arg jei es ferner, daß ihnen auch die 1 8 5 zugewieſen ſei, 
auß erſtraßen, Canäle ꝛc. anzulegen und zu bewä 
85 halb des Geſetzes und müßte ganz abge 
nem beſonderen Capitel behandelt werden. 
edner beantragt die Ueberweiſung des Entwurfs an eine Commiſſion 
itgliedern, in die er möglichſt viel Juriſten die im Hypothelen⸗ 
ini andert find, . a len takt ae 
RN er Friedenthal: Bei der es, Waldſchutzgeſetzes habe 
ich auf Anregun des Abg. Pariſius erklärt, daß ich nichts 2 8 ee 
als ag freier Genoſſenſchaften näher zu treten; heute iſt das Verſprechen 
Gn Unſere otheken⸗Geſetzgebung und die Verſchuldung unſeres 
pricht der Bildung von Realgenoſſenſchaften. Ich hielt 
dener die bisher erprobte Form der Solidar aft an⸗ 
Sollte es gelingen, an ihre Stelle etwas Anderes Gn ſetzen, 
chtheile derſelben nicht bietet, aber die nothwendigen Garantien 
für die Beleihung der Genoſſenſchaft mit der Eigenſchaft der 
erſon nothwendig ſind, ſo wäre ich nicht abgeneigt, darauf ein⸗ 


ern. Dieſe Aufgabe liege 
ondert oder mindeſtens in 
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zugehen. Die Forderung der Solidarhaft iſt das Supplement der Eigen⸗ 
ſchaft der juriſtiſchen Perſon, welche den Genoſſenſchaften eine Garantie 
nach Außen giebt. Wenn der Zweifel erhoben wurde, ob die Minorität 

enügend geſchützt ſei, fo muß ich bemerken, daß gegenüber dem jetzigen 

uſtande bedeutende Vortheile geboten werden. Wenn der Abg. Schellwitz 

etadelt hat, daß man den Antrag auf Bildung der Genoſſenſchaften zu 
ehr erſchwert habe, „rotzdem man ihn fördern müßte, ſo iſt doch zu be⸗ 
denken, daß der Antrag immer eine gewiſſe formelle Garantie bieten, die 
Genoſſenſchaftsbildung aus den Verhältniſſen heraus rechtfertigen müſſe. 
Wenn man ferner getadelt, daß der Oberpräſident die erſte Entſcheidung 

u fällen habe, ſo muß doch daran erinnert werden, daß das gegenwärtige 
Fahren wo die Entſcheidung lediglich in die Hand des Miniſters gelegt 
iſt, ſobald es ſich um die zwangsweiſe Bildung von Genoſſenſchaften handelt, 
ein ſchlechteres iſt. Aber die Regierung wird das Recht, dieſen Zwang 
. nicht aus der Hand geben, jonft würden alle Genoſſenſchaften 
aufhören. 

Sobald bekannt wurde, daß eine Beſchränkung dieſes Zwangsrechtes 

eplant werde, kamen von mehreren Intereſſentengruppen Bitten, doch noch 
ſchnell das Zwangsrecht anzuwenden, zweil ſonſt Verzögerungen und Schä⸗ 
digungen bei wichtigen Unternehmungen eintreten könnten. Dieſes Zwangs⸗ 
recht wird nicht — — — werden, und das vorliegende Geſetz giebt die 
Garantie, daß es im Sinne der Mehrheit der betreffenden Intereſſenten 
ausgeübt werden wird. Was die Codification des Waſſerrechtes angeht, ſo 
hätte auch ich gewünſcht, daß die Trennung nicht ſtattgefunden hätte. Der 
Entwurf der Codification iſt ausgearbeitet, es entſtanden aber Schwierig⸗ 
keiten, beſonders deshalb, weil ein öffentliches Waſſerrecht über manche 
Grundfragen des bürgerlichen Rechtes entſcheidet, z. B. über die Frage des 
Nutzungsrechtes, die man doch bei einem ſolchen Polizeigeſetz füglich nicht 
entſcheiden kann. Die Frage der Räumungspflicht war ein zweiter Grund, 
der eben ſo viele Schwierigkeiten bot, wie die Wegeordnung. Das Haus 
hat ſelbſt eine Reſolution wegen der Bildung ſolcher Genoſſenſchaften an⸗ 
genommen, ſo daß ich wohl entſchuldigt bin, wenn ich demſelben die Laſt 
dieſer Geſetze auferlegt habe. Das Haus wird denſelben hoffentlich ſeinen 
Eifer e und aus der Commiſſion wird eine tüchtige Leiſtung her⸗ 
vorgehen. 

Abg. Miquel: Der Geſetzentwurf entſpricht dem Bedürfniß; die Bil⸗ 
dung ſolcher ländlichen Genoſſenſchaften ſei unbedingt nothwendig. In den 
weſtlichen Landestheilen hätten dergleichen ohne beſonderes Geſetz ſtets be⸗ 
ſtanden, ſie ſeien aber durch Geſetz aufgelöſt. Die Solidarhaft ſei nicht 
erforderlich. Man ſollte nicht immer neue Dinge erfinden, ſondern ſich von 
der Geſchichte belehren laſſen. Für Erwerbsgenoſſenſchaften iſt die Solidar⸗ 
haft nöthig, für die vorliegenden Genoſſenſchaften iſt ſie nicht maßgebend; 
denn ſie ſollen keinen Credit haben; ſondern in den meiſten Fällen werden 
ſie nur Unterhaltungskoſten aufbringen für Uferſchutz u. dgl. m. Ich habe 
viele Genoſſenſchaften gründen helfen; hätte ich aber den Leuten von Soli⸗ 
darhaft geſprochen, ſie wären nicht beigetreten. Wenn der Miniſter Recht 

at, daß die Solidarbaft dei Eigenſchaft der juriſtiſchen Perſon nothwendig 
ei, ſo wäre die Bildung freier Genoſſenſchaften überhaupt geſcheitert. Sie 
rauchen keinen Credit, ihre Kraft liegt im Grundbeſiz. Der Gläubiger 
ſieht darin die Garantie, nicht in der Solidarhaft. Wenn die Regierung 
eine Uebervortheilung der Gläubiger fürchtet, nun wer ſchützt denn den 
Gläubiger einem Einzeln⸗Schuldner gegenüber? Wenn die freien Genoſſen⸗ 
ſchaften vorwärts gehen, wozu dann noch Zwangsgenoſſenſchaften, könnte 
man fragen. In der Theorie wäre das richtig, aber im praktiſchen Leben 
ſieht man täglich, wie der Widerſpruch eines Einzelnen ſehr nützliche Unter⸗ 
nehmungen verzögert; derartiger unherechtigter Eigenſinn muß gebrochen 
werden. Aber warum ſoll denn der Oberpräſident die entſcheidende Behörde 
fein, dazu gehört eine ſachkundige mit den ländlichen Verhältniſſen betraute 
Perſönlichkeit. Weshalb hat man nicht die Generalcommiſſionen, wenigſtens 

o lange ſie noch beſtehen, damit betraut? Sie wären die geeignetſten Be⸗ 
örden und bieten alle nöthigen richterlichen Garantien. 

Miniſter Friedenthal: Wenn der Staat gewiſſe juriſtiſche Perſonen 
Kai, fo muß er fie mit der nötbigen Garantie umgeben, damit nicht ein 

ißbrauch getrieben wird; das iſt der Unterſchied der juriſtiſchen von der 
phyſiſchen Perſon. Sollten ſich Modalitäten finden, die eine der Solidar⸗ 
haft gleichwerthige Garantie bieten, ſo wäre die Regierung nicht abgeneigt, 
darauf einzugehen. Aber daß die Frage des Credites blos bei großen 
Unternehmungen an die Genoſſenſch ften berantritt, ijt nicht richtig; bei der 
Anſtellung von Beamten kommt dieſe Frage ſtets in Betracht. Bei der 
Reorganiſation der Behörden wird es Aufgabe der Regierumg ſein, in jeder 
Provinz eine neue Behörde zu bilden, welche Alles, was Landwirthſchaft, 
Meliorationen u. ſ. w. heißt, zu unterſuchen und zu entſcheiden haben, und 
dabei in ſteter Verbindung mit den Provinzialvertretungen bleiben. Man 
wird daher gut thun, wenn man die Entſcheidung ſchon jetzt an die Stelle 
legt, welche die oberfte in der Provinz iſt, Fühlung mit der Provinzial: 
stehen hat, und der auch die nöthigen techniſchen Kräfte zu Gebote 

ehen. 

Abg. Bieſenbach: Der Abg. Pariſius hat mir mit einer gewiſſen 
Ueberhebung Unkenntniß des Genoſſenſchaftsweſen vorgeworfen; überhaupt 
ſcheint es mir. als ob die Mitglieder der Fortſchrittspartei mit dieſem Vor: 
wurfe in letzter Zeit ſchnell bei der Hand ſind. Von der Schädlichkeit der 
Solidarhaft habe ich ein Beiſpiel angeführt, weil ich nicht den Credit anderer 
Inſtitute beeinträchtigen wollte. Ich geſtehe, daß die Verwaltung der 

üſſeldorfer Gewerbebank eine miſerable und in manchen Beziehungen be⸗ 
trügeriſche war. Aber es fehlt eben an dem nöthigen Schutz der Mitglieder, 
eine ſolche Leitung zu paralyſiren. Herr Pariſius hat ſich auf den Stand⸗ 
punkt der Genoſſenſchaften geſtellt, er ſollte ſich aber einmal auf den Stand⸗ 
punkt des armen Volkes ſtellen, die ſich an den Genoſſenſchaften betheiligten, 
ohne ſich der Wichtigkeit der Solidarhaft bewußt zu ſein. Damit ſchließt 
die Berathung. Das Geſetz wird einer Commiſſion von 21 Mitgiedern 
uͤberwieſen. 

Es folgt die erſte Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend die Er⸗ 
richtung von Landescultur⸗Rentenbanlſen. 

Abg. Wiſſelinck beantragt ihn an dieſelbe Commiſſion zu überweiſen, 
die ſich mit den Waſſergenoſſenſchaften beſchäftigen ſoll. Er entſpricht einem 
in landwirthſchaftlichen Kreiſen gefühlten Bedürfniß und ſeine Vortheile 
werden ſehr bedeutend ſein. Sie werden jedoch hauptſächlich den Corpo⸗ 
rationen, weniger den Privatgrundbeſitzern zu Gute kommen, weil die 
Letzteren ſchwerlich ihre Grundſtücke innerhalb des 22fachen Kataſtralrein⸗ 
ertrages frei haben werden. Anders ſtände es, wenn man für kleinere 
Melidrationszwecke, welche rg innerhalb eines geringeren Betrages des 
Kataſtralreinertrages halten, Zwangsprioritäten eingeführt hätte, wodurch 
die Hypothekengläubiger keineswegs unſicherer geſtellt würden. Vielleicht 
amendirt die Commiſſion in dieſer Hinſicht den Geſetzentwurf. 
„Abg. v. Ludwig: Der Herr Miniſter will mit dieſem Geſez dem Grund⸗ 
beſitzer helfen. Ich fürchte aber, daß es gegenwärtig wenig nützen wird. 
Die Landwirthſchaft hat jetzt nicht in erſter Reihe das Bedürfniß nach Mit⸗ 
teln zu Meliorationen, ſondern nach Abſatz für ihre Producte. Sie produ⸗ 
cirt mehr, als ſie verkaufen kann. Unter Nane Verhältniſſen will man 
nicht melioriren, weil man damit nur die Production vermehren und ſich 
Isar Concürrenz machen würde. Es iſt gut, daß nach dieſer Richtung hin 
chon andere Schritte gethan ſind, betreffs Abſchaffung der Differential⸗ 
tarife und ich freue mich, daß der Miniſter die Angriſſe des Abg. Richter 
zurückgewieſen hat. Der Abg. Richter allein ſcheint nicht zu wiſſen, wie es mit 
der Landwirthſchaft ausſieht. Die Induſtrie der großen Städte benutzt die 
Conjunctur, um uns unſere Arbeiter, die ſie beſſer bezahlt, zu nehmen, und 
dann in verſchlechterter Auflage zurückzuſchicken. Soll die Landwirthſchaft 
wieder gedeihen, ſo müſſen wir wieder dauernde Arbeiterverhältniſſe haben, 
ohne welche der auf Jahre hinaus disponirende Landwirth nicht beſtehen 
kann. Die Rentenbanken könnten übrigens ebenſo gut, wie die Landwirth⸗ 
pati bis zu % des Werthes, ja ſogar bis zur ganzen Höhe der land⸗ 
ſchaftlichen Taxe Credit geben. Ich beantrage, den Entwurf einer Com: 
miſſton von 14 Mitglieder zu überweiſen. 

Abg. Dirichlet: Der Entwurf iſt für den Privaten nur eine Form, 
da er den 22 fachen Cataſtralreinertrag nicht freihalten kann. Aus der 
Gewährung von Crediten unter Staatsgarantie an öffentlichen Genoſſen⸗ 
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ſchaften im Sinne des vorher beſprochenen Geſetzentwurfes, ohne hypo⸗ 
thekariſche Grundlage, können ſehr leicht große Gefahren entſtehen, da eine 
ſolche Genoſſenſchaft offenbar auch aus 2 Mitgliedern, die ſich ſonſt keinen 
Credit verſchaffen könnten, beſtehen kann. Die entſcheidende Behörde iſt der 
Oberpräſident oder ein Rath deſſelben: Es heißt aber, die Macht der Cama⸗ 
raderie unterſchätzen, wenn man den Staatscredit an jo wenig ſichere 
Garantie bindet. Trotz des Zuſammenhanges dieſes und des vorigen Ge⸗ 
ſetzentwurfes, beantrage ich, den Entwurf einer beſondern Commifjion von 
21 Mitgliedern zu überweiſen. 

Abg. Graf v. Behr: Die Vorlage bietet im Großen und Ganzen durch⸗ 
weg Vorſchriften, welche für die Landescultur förderlich ſind; beſonders 
geeignet iſt die Ueberweiſung der Angelegenheit an die Provinzen, welche 
die Verhältniſſe am beſten überſehen können. Vielleicht wäre es angezeigt, 
den Rahmen des Geſetzes auch auf die öffentlichen Anlagen der commu⸗ 
nalen Verbände zu erweitern. Ein Fehler iſt, daß der Werth der Gebäude 
ganz überſehen worden, wodurch die Creditfähigkeit der Grundſtücke zu 
gering ausfällt. . RN 

Abg. v. Schorlemer-Alſt: Die Angriffe des Abg. Ludwig beruhen 
auf der Verwechſelung von landwirthſchaftlicher und induſtrieller Cultur. 
Wenn wir durch Meliorationen zu einer beſſeren Ernte kommen, jo wird 
der Landwirth damit zufrieden ſein. Schlimm iſt es dagegen, daß unſere 
Einfuhr ſich immer mehr ſteigert. Es betrug nach der Reichsſtatiſtik die Ein⸗ 
fuhr im deutſchen Zollvereinsgebiete im Jahre 1870 an Weizen 7,325,430 
Centner, im Jahre 1875 9,980,000, beim Roggen 1870 12,411,653 Centner, 
im Jahre 1875 14,100,000 Centner. Bei der Einfuhr * Jahres 1874 iſt 
Rußland allein betheiligt beim Weizen mit 2,117,487 Centner und beim 
Roggen mit 7,054,156 Centner. Der Werth des im Jahre 1871 eingeführ⸗ 
ten Getreides berechnet ſich beim Weizen auf 32,600,000, beim Roggen auf 
57,000,000 Thaler. Die Summe aller verſchiedenen landwirthſchaftlichen 
werthvollen Früchte e Einfuhrwerth von 405,198,000 Mark. 
(Hört!) Und aus der Nachweiſung des „Deutſchen Handelsblattes“ geht 
hervor, daß der Werth der Einfuhr an Getreide und Mehl im Jahre 1872 
nur 93,100,000 Thaler betrug, im Jahre 1874 aber ſchon 160,800,000 Thlr. 
In Procenten ausgedrückt, ergiebt das im Jahre 1874 gegen 1872 eine Zu⸗ 
nahme der Einfuhr von 72 Procent; und die Summe, welche hierdurch 
Deutſchland im Jahre 1874 für Getreide und Mehl an das Ausland ge⸗ 
zahlt hat, überſteigt den Geſammtbetrag des Reichshaushaltsetats um 12 
Millionen Thaler. Ich darf bei dieſer Gelegenheit auch darauf hinweiſen, 
eine wie merkwürdige Veränderung in Bezug auf die Holzeinfuhr eingetreten 
iſt. Im Jahre 1873 betrug die Mehrausfuhr aus Deutſchland an Holz 
in Balken, Blöcken ꝛc. 3,3 Millionen Centner, im Jahre 1877 betrug die 
Mebhrein fuhr in Deutſchland 2 Millionen Centner. (Ruf: Das iſt ſehr 
gut!) Ja, meine Herren, für die Grundbeſitzer, welche Holz produciren, iſt 
es gerade nicht ſehr gut. Hoffentlich werden die Provinzen von der Befug⸗ 
niß, die ihnen der Entwurf giebt, vielfachen Gebrauch machen. Die Land⸗ 
ſchaften können nicht daſſelbe leiſten. Auch eine Beleihung der Gebäude 
könnte unter Wahrung der nöthigen Vorſicht ſtattfinden. Eebr bedenklich 
erſcheint dagegen die Staatsgarantie. Darin liegt ein Heranziehen der 
beſſer ſituirten Provinzen zu Gunſten der ſchlechter ſituirten. Dieſe Ga⸗ 
rantie iſt auch gar nicht nothwendig, da die Provinzen vei einer ſorgfälti⸗ 
gen Verwaltung mit ihrem eigenen Credit die Papiere decken werden. Nütz⸗ 
lich wäre eine Verbindung der Rentenbanken mit den bereits vorhandenen 
en e wodurch ſich eine Vereinfachung der Verwaltung erzielen 
aſſen würde. 

Miniſter Dr. Friedenthal: Die Vorredner, welche ſich gegen die Be⸗ 
meſſung des Credites nach dem 22fachen Kataſtral⸗Reinertrag ausgeſprochen 
haben, berücksichtigen nicht, daß dieſe Art der Bemeſſung nur facultativ 
iſt; der Credit kann auch auf Grund einer ritterſchaftlichen oder von den 
Rentenbanken ſelbſt aufgenommenen Taxe gewährt werden. Dieſe nach den 
provinziellen Verhältniſſen aufgenommenen Taxen werden allen gerechtfer⸗ 
ligten Anſprüchen genügend Rechnung tragen und es wird dane! möglich 
werden, auch den privaten Grundbeſitzern Hilfe zu ſchaffen. Der Credit 
der landſchaftlichen Inſtitute iſt ſchon deswegen nicht ausreichend, weil ein 
großer Theil der Grundſtücke in den einzelnen Provinzen nicht incorporirt 
iſt. Natürlich wird es in den einzelnen Fällen darauf ankommen, wie die 
Statuten der einzelnen Provinzialverbände lauten und wie dieſe Verbände 
von der ihnen gegebenen Befugniß Gebrauch machen werden. Die Kama⸗ 
raderie wird ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß die entſcheidende Inſtanz 
nicht die Staatsbehörden, ſondern die Organe der Selbſtverwaltung ſind. 
Wenn aber beſorgt wird, daß hier der Weg zur Staatsſubpention von Pro⸗ 
ductiv⸗Aſſociationen eingeſchlagen werde, ſo iſt das durchaus nicht zu be⸗ 
klagen, wenn es ſich um ſolche Aſſociationen, wie die vorliegenden, handelt. 
Uebrigens iſt die ſtaatliche Garantie, gegen welche ſich der Abg. von Schor⸗ 


eit 


zweimal, an den übrigen 


lemer ausſprach, ſehr weſentlich, um den Pari⸗Cours herbeizuführen, indem 


dadurch der Gefahr entgegen gearbeitet wird, daß der Credit ſuchende 
Grundbeſitzer von vornherein Capitalsverluſt hat und damnum tragen muß. 

Dieſe Inſtitute können die Staatsgarantie nicht entbehren. 
werden die Provinzen ſich vielleicht ſcheuen, zu den bisherigen Laſten noch 

neue aufzunehmen, um die neuen Einrichtungen zu treffen; aber mehr und 

mehr wird die Erkenntniß Platz greifen, daß die Facultät, welche hier ge⸗ 

eben wird, nützliche Folgen hat und daß hier die Möglichkeit vorliegt, die 
b 1 88 der bereits vorhandenen Meliorationsfonds außerordenklich zu 
ermehren. 

Abg. Dr. Braun: Ich habe die größten wirthſchaftlichen und politiſchen 
Bedenken gegen den Entwurf; ich werde dieſelben hier nicht im Einzelnen 
ausführen, hoffe jedoch, daß die Commiſſion ſie in Erwägung ziehen wird. 
Ich muß aber eingehen auf eine Epiſode, welche der Abgeordnete von Schor⸗ 
lemer in dieſe Angelegenheit hineingezogen hat. Er hat eine längere Aus⸗ 
führung über die Getreideeinfuhr gemacht. Hätte ich das bei dieſem Gegen⸗ 
ſtande vorausſehen können, ſo würde ich das betreffende Material mitge⸗ 
bracht haben. So kann ich darauf nur im Allgemeinen antworten; aber 
es ſcheint, als ob ſeine Statiſtik weder richtig, noch erſchöpfend iſt: er rechnet 
alles für Ausfuhr, ohne zu unterſcheiden zwiſchen Ausfuhr im ftricten 
Sinne und Durchfuhr; dann hat er die Ausfuhr ganz unerwähnt gelaſſen. 
Wir haben eine ganz erhebliche Ausfuhr, und wenn man 8 oment 
unberückſichtigt läßt, fo kann man kein richtiges Bild der Handelsbilanz her⸗ 
ſtellen. Alles das müßte gründlich erörtert werden, mit einigen großen 
Zügen iſt nichts gethan. Wenn aus jenen Ausführungen gefolgert werden 
ſollte, daß wir unſer Getreide vom Weltmarkte ausſchließen follen, jo würde 
das ein ſchweres Unglück für die deutſche Landwirthſchaft ſein. Auch die 
Steigerung der Einfuhr iſt nicht verderblich, weil wir in dielen Jahren gar 
nicht im Stande ſind, unſeren Conſum durch eigene Production decken zu 
können. Ebenſo verhält es ſich mit der Holzeinfuhr. Auch die Holzausfuhr 
ſteigt vorübergehend. Wenn wir die Holzeinfuhr hemmen und die regel⸗ 
mäßige, forſtmäßige Production reicht nicht aus, To find wir einfach ge: 


zwungen, unſere Wälder umzuhauen. Die Holzpreiſe ſind, wenn man eine 


ien Reihe von Jahren ins Auge faßt, nicht gefallen, ſondern geſtiegen. 
ieſen Ausführungen mußte ich entgegentreten, weil es ſonſt den Anſchein 
gewinnen könnte, als ſie unbeſtrittene Wahrheiten wären. „ verweiſe 
übrigens Herrn v. Schorlemer in dieſer Beziehung auf einige ſehr lehrreiche 
und intereſſante Artikel der „Neuen Preuß. Nen h Der Staat 15 fein 
eigenthümliches Vermögen; er kann nicht einzelnen Unterthanen Wohlthaten 
erweiſen, ohne den Anderen die Laſten dafür aufzuerlegen; er gleicht hierin 
einem berühmten Heiligen, welcher Stiefel verſchenkte, die er aus einer 
Quelle bezog, die ich hier nicht näher bezeichnen will. (Heiterkeit.) 

Die Discuſſion wird geſchloſſen und nach einer lebhaften Polemik zwi⸗ 
ſchen v. Schorlemer⸗Alſt und Draun über den Werth der von dem erſteren 
angezogenen Statiſtik, für deren Austrag der Reichstag die richtige Stätte 
bieten wird, die Vorlage an dieſelbe Commiſſion verwieſen, die ſich mit dem 
Waſſergenoſſenſchaftsgeſet beſchaftigen wird. 

Ohne Debatte wird in dritter Berathung der Geſetzentwurf, betreffend 
die Feſtſtellung eines Nachtrages zum Staatshaushaltsetat für 
das Jahr vom 1. April 1878/79, definitiv angenommen. 

Es folgt die erſte Berathun . 
rungen der geſetzlichen Beſtimmungenüber die Zuständigkeiten 
des Finanzminiſters, des Miniſters für die landwirthſchaft⸗ 
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lichen Angelegenheiten und des Miniſters für Handel, Ges 
werbe und öffentliche Arbeiten. \ ; 

Gegen die Vorlage find 7, für dieſelbe 3 Redner eingeſchrieben. : 

Abg. Dr. Gneiſt: Bisher find Aenderungen in den Reſſorts der preußi⸗ 
chen Miniſterien durch den 8 Erlaſſe erfolgt, und die Staatsregierung 

at ſich darüber nur mit dem Hauſe der Abgeordneten im Wege der Budget⸗ 
verhandlung verſtändigt. Wenn jetzt zum erſten Mal ein Geſetzentwurf 

über ſolche Aenderungen vorgelegt wird, ſo kann ich das nicht als eine 
Aenderung bloß zu Gunſten des een e anſeben. Die neue 
Weiſe würde nicht zu Gunſten des Abgeordnetenhauſes dienen, ſondern zu 
Gunſten des Herrenhauſes. Eine Reſſortveränderung würde künftig nur 
mit deſſen Zuſtimmung zuläſſig ſein, und ich kann das 7 als ſo 
Anbedenklich anſehen, wenn ich mich erinnere, wie ſchroff ein halbes Menſchen⸗ 
alter hindurch die Anſichten der beiden Häuſer des Landtags einander 
gegenüber geſtanden haben. Ebenſo bedenklich erſcheint mir die Neuerung 
im Verhältniß zur deutſchen Reichsregierung. Sollen Veränderungen in 
den Miniſterreſſorts und Verbindungen derſelben mit Reichsämtern nur 
unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages vor ſich gehen, ſo wird 
daraus eine außerordentliche Schwierigkeit und Schwerfälligkeit in der Or⸗ 
ganiſation der Reichsverwaltung entſtehen. Denn nach demſelben Syſtem 
muß dann auch der Reichstag feine Zuſtimmung geben zu jeder Combination 
oder Trennung preußiſcher und Reichsreſſorts. Nun ſind aber die Com⸗ 
petenzbeſtimmungen zwiſchen dem Reich und den Einzelſtaaten gerade auf 
dem Gebiet der Gewerbe, des Handels, der Eiſenbahn⸗Verwaltung, der Ver⸗ 
waltung der Zölle und Verbrauchsſteuern ohnehin ſo verwickelt, daß eine 
e die Vereinfachung dieſer Verwaltung beinahe unmöglich wird, wenn 
u jeder Reſſortveränderung der Reichstag und die einzelnen Landtage in 
ese esform ihre Zuſtimmung geben ſollen. — Als eine Neuerung zu 

Gunſten des Abgeordnetenhauſes könnte man dieſe Geſetzvorlage doch auch 

nur dann anſehen, wenn die von einer Seite gewünſchte Aenderung ganz 
zugeſtanden wäre. 5 5 
Sie iſt aber nur halb zugeſtanden. Die Königl. Staatsregierung bleibt 
bei der bisherigen Weiſe ſtehen, die Miniſter⸗Ernennungen und Reſſort⸗ 
veränderungen lediglich durch königl. Cabinetsordres zu regeln. Erſt hinter⸗ 
ber ſoll dann das Haus feine Zuſtimmung zur Aenderung der Verwaltungs: 
geſetze geben, in denen die betreffenden Miniſterreſſorts genannt find. Wie 
nun, wenn eins der heiden Häuſer des Landtages zu dieſem declamatoriſchen 
Keſeh ſeine Zuſtimmung verſagt? Soll dann der königl. Erlaß über die 
Reſſortveränderung doch gelten, ſo entſteht ein Widerſpruch in den höchſten 

Willensbeſtimmungen im Staat. Soll er nicht gelten, ſo iſt damit dem 

König das Recht entzogen, neue Miniſter zu ernennen und die Miniſter⸗ 

reſſorts zu ändern, — ein Recht, welches er ſeit Emanation der Verfaſſung 

geübt hat, ebenſo wie in Baiern, in Oeſterreich, ebenſo wie in Belgien, 

Ne und England. Es entſteht alſo aus dieſer Geſetzvorlage eine 

eihe von Verwickelungen, ja ſogar eine gewiſſe Rechtsunſicherheit. Denn 
wenn der neue Grundſatz richtig iſt, ſo müßten folgerichtig noch ſehr viele 
andere preußiſche Verwaltungsgeſetze nachträglich geändert und declarirt 
werden, in denen Miniſterreſſorts genannt find, die ſpäter durch königliche 

Exlaſſe eine Abänderung erfahren haben. Ich glaube daher, daß dieſe 

Geſetzesvorlage och sche w ſehr ernſter und mehrſeitiger Erwägung ſein 
wird, und daß doch ſehr wichtige ſachliche Gründe die conſtitutionelle Praxis 
ſowohl in Preußen, wie in den größeren deutſchen und außerdeutſchen 
Staaten dahin beſtimmt haben, den hier eingeſchlagenen Weg nicht zu be⸗ 
treten. Um fo wünſchenswerther wird es fein, daß erſt eine Verſtändigung 
mit der Staatsregierung in der Budget⸗Commiſſton und in der Budget⸗ 
verhandlung vorangeht, um das Gebiet des Zweifels möglichſt zu verein⸗ 
achen und für die Erwägung der Rechtsfragen einige Zeit zu gewinnen. 
ie Ernennung einer Commiſſion, wenn ſie rathſam erſcheinen ſollte, kann 
ja auch noch in zweiter Leſung erfolgen. . 

Abg. Lasker: Ich ſtimme mit dem Vorredner darüber überein, daß 
dieſes Geſetz nur die Conſequenz etwaiger Veränderungen iſt, die wir im 
Laufe der Etatsberathung beſchließen werden, deshalb haben wir hier eigent⸗ 
lich nicht die eigentliche Zweckmäßigkeit der Maßregel, ſondern, wie es der 

Vorredner gethan hat, dauptſächlich die conſtitutionelle Frage zu erörtern. 
39 will jedoch nicht in Abrede ftellen, daß man auch die materielle Grund: 
age des Geſetzes discutiren kann, denn wer überhaupt die Veränderungen 
in den Reſſorts nicht will, kann daraus ein Argument für die Verwerfung 
dieſes Geſetzes herleiten. Uebrigens kann ich dem Abg. Gneiſt nur Glück 
wünſchen, zu der außerordentlich richtigen Einſicht, mit der er ſeine Stellung 
in dieſem Hauſe anders auffaßt, wie ſeine Stellung als Schriftſteller. Wir 
haben eine Abhandlung von ihm, in der ganz andere Geſichtspunkte maß⸗ 
gebend ſind. Dort findet ſich keine Fürſorge für die Machtbefugniß des 
Abgeordnetenhauſes, ſondern ein heftiger Angriff auf das Parlament wegen 
ſeiner Einmiſchung in Di die es eigentlich nichts angehen. Den Ton 


x 


Dinge, n 
dieſer Abhandlung will ich hier nicht näher ſchildern, da es nur auf ihren 
Inhalt ankommt. Ich war deshalb einigermaßen überraſcht von der Taktik 
des Vorredners, als er hier plötzlich uns zu beweiſen berſuchte, daß die 
ſcheinbare Vermehrung unſerer Rechte, die Regelung der Reſſortverhältniſſe 
durch Geſetz anſtatt beim Budget, eigentlich nur eine Verminderung der⸗ 
ſelben ſei, weil wir dadurch in der Machtbefugniß mit dem 1 
gleichgeſtellt werden, welches bei einem Geſetze gleiches Mitbeſtimmungsrecht 
in den Details, dagegen beim Budget nur über das Ganze zu urtheilen 
hat. Es iſt von unſerer Seite ſchon öfter in früheren Jahren ausgeführt 
worden, daß, wenn wir Liberalen nur die Prärogative dieſes Hauſes dem 
Herrenhauſe gegenüber in das Auge fallen wollten, es uns ganz Recht 
ein könnte, wenn Alles beim Budget geregelt würde. Wir wollen das 
aber nicht, ſondern wir halten es für eine Forderung im öffentlichen 255 
eſſe, daß nicht die Grundlagen des Staates verändert werden durch ein⸗ 
. feitige Berwaltungsmaßregeln. x ; ‘ 
ſt aber der Abg. Gneiſt wirklich der Meinung, daß die Aenderung in 
ort Drganifation der Behörden erfolgen könne, wenn nur die Regierung 
ſich mit uns darüber beim Budget einigt? Nein! Der zweite Theil feiner 
Rede widerlegt dieſe Argumentation des erſten, denn in dem zweiten beweiſt 
er uns, daß wir in dieſen Dingen gar nichts mitzureden haben. Welche 
olge würde aber praktiſch die Theorie des Abg. Gneiſt haben, daß das 
g eſetz nichts mit der Aenderung der Reſſorts zu thun habe? Wo ein Pfennig 
Geld nothwendig iſt, da müſſen die Grundlagen der Staatsverwaltung im 
Parlamente discutirt werden, wo es aber gelingt, die Geldfrage ein Jahr 
zu umgehen, wenn z. B. die betreffende Perſon auf ein Jahr Gehalt ver⸗ 
zichtet, dann können nach der Theorie des Abg. Gneiſt dieſe hochwichtigen 
Lale einſeitig von der Regierung geregelt werden. An einer anderen 
Stelle iſt der Abg. Gneiſt viel conſequenter geweſen und hat erklärt, wenn 
die Regierung einmal die Veränderungen gemacht habe, dann ſei es Ueber⸗ 
hebung von unſerer Seite, nachher die Geldforderungen nicht zu ge⸗ 
währen. Mit dieſer Theorie wird der Abg. Gneiſt bei dieſem Haufe ver⸗ 
muihlich niemals Anklang finden, deshalb hat er dieſe Seite des Arguments 
gänzlich fortgelaſſen. Er will alſo die Staatsdinge folgendermaßen be⸗ 
handelt haben: durch ee wird die Organiſation feſtgeſetzt, dadurch 
wird das Haus gezwungen, die Geldbewilligung zu machen oder es verletzt 
k feine Pflicht gegen das Land; er kommt ſogar dazu, daß unter Umſtänden 
die Regierung allein dieſe Ausgaben beſtreiten kann. Dieſe weite Ausſicht 
hat er uns auf das Ausgabebewilligungsrecht eröffnet, welches er dadurch 
verkümmert glaubt, wenn bei Geſetzen über Reſſortveränderungen beide 
Häuſer gemeinſchaftlich entſcheiden. Dieſe Frage iſt aber nur künſtlich in 
dieſes Geſetz hineingezogen worden. Wenn wir wirklich verlangen würden, 
Daß die Reſſortveränderungen ſelbſt in dieſem Geſetz angeordnet werden, 
dann könnte, obwohl ich auch das beſtreite, der Abg. Gneiſt ſich . 
were Schein von Recht als Ritter für die Prärogative der Krone 
au 9 
Wir haben aber 176 wiederholt erklärt, daß wir ein vollſtändiges Mi⸗ 
f niſterorganiſalonsge etz wenigſtens für jetzt nicht haben wollen, ſondern wir 
venlangen nur im Intereſſe der Stetigkeit der Grundlagen der geſammten 
Staatsverwaltung die Regelung der übrigen . ation durch 
Heſetz. Das kommt aber jetzt gar nicht in Frage. Der Abg. Gneiſt kommt 
ſodann zu der Srage, ob eine Geſetzesbeſtimmung über die Competenz eines 
niſters gerege ee müſſe durch Geſetz oder auf dem Verwaltungs: 
wege. Dieſe age a richte zu thun mit der europaiſchen erſchütternden 
debe Ana, u Verach es iſt eine Frage der Geſetzesauslegung und es 
iſt fein Anlaß, unt } ki auf diejenigen herabzublicken, welche dieſen 
kleinen Standpun ves e Es iſt ja erfreulich, wenn uns die bezüg⸗ 
lichen Vorſchriften de Ne ER Rechts vorgeführt werden, man muß aber 
doch auch das heimische ‚enigermapen beachten und das ift unzweifel⸗ 
haft, daß 115 Ader At 0 155 abgeändert werden kann. Ich kann mich 
nicht zu der Höhe der An n Rechts chwingen, daß ich über eine zweifel⸗ 
afte Praxis des europeiſchen 0 das heimiſche Recht ganz außer Augen 
ie. Ich beſtreite aber auch, daß bun europäiſchem Recht Geſetze im Ver⸗ 
waltungswege abgeändert werden u er Abg. Gneiſt hat ſodann 
ein Wort in feiner Rede eingeführt Re darauf eine ganze weitere Argu⸗ 
mentation aufgebaut. Er ſagte, die ne ſuche eine Declaration 
des Geſetzes nach im er Sinne des Wortes, das neue Geſetz ſolle nur 
ausſprechen, was altes Geſetz ſei. Wenn das wirklich jo wäre, dann wäre 
die Vorlage verwirrt und verfehlt. Die Regierung ſagt aber in den Mo⸗ 
tiven im Gezentheil, dieſes Geſetz ſolle eine neue Organiſation begründen. 


Nach der Theorie des Abg. Gneiſt erläßt die Regierung die Organifations: | Geltung komme. Der Fall, daß der Etat eines abfälligen Miniſteriums 


ordre und . dann eine Vorlage an das Haus, womit ſie erklärt, wie 
jetzt das alte Geſetz zu verſtehen ſel. Für den practiſchen Politiker ftellt 
ſich die Frage ſo: Hat die Regierung ſchon die Organiſationsordre erlaſſen? 
„Das iſt nicht der Fall, ſondern der Standpunkt der Regierung iſt der: 
die theoretiſche Streitfrage ſcheidet gänzlich aus, praktiſch handeln wir ſo, 
daß in jedem Bee wo Geldbewilligung oder Geſetzesabänderung erforder: 
lich wird, die Ordre nicht früher erlaſſen wird, als das Geſetz. ürde die 
Regierung nach der Theorie des Abg. Gneiſt handeln und erſt die Orga⸗ 
niſationsordre erlaſſen und dann an uns herantreten, dann würden wir 
dieſelbe einfach nicht bewilligen. Ich hätte den Wunſch, daß die Behaup⸗ 
tung des Abg. Gneiſt einmal im engliſchen Parlamente ausgeſprochen 
würde, daß eine geſetzlich feſtgeſtellte Competenz durch eine einfache könig⸗ 
liche Ordre geändert werden könne. Ich will mit dem Abg. Gneiſt nicht 
darüber ſtreiten, ob in den engliſchen Geſetzen überhaupt alle Organiſa⸗ 
tionen und Competenzen aus dem Geſetz weggelaſſen worden, obwohl es 
meines Wiſſens auch nicht richtig iſt. Wir haben aber in Preußen eine 
Anzahl geſetlich feſtgeſtellter Competenzen und da kann man nicht ſagen, 
das europäiſche conſtitutionelle Recht ändere ſolche Geſetze lediglich durch 
königliche Ordre. Ich gaube nicht, daß irgendwo ein ſolches conſtitutio⸗ 
nelles Recht epiſtirt. zenn auch Italien zu den Culturſtaaten gehört, 
dann hat der Abg. Gneiſt vermuthlich ſchon aus den Zeitungen erſehen, 
daß nach dortigem Recht zur Aenderung von Miniſterreſſorts ein Geſetz er⸗ 
forderlich iſt. Nun ſagt der Abg. Gneiſt, die Prärogative der Krone ſeien 
eine Staatsnothwendigkeit und wir fend uns hüten, fie zu erſchüttern. 
Ich habe das Bewußtſein, daß in dieſem Haufe keine Partei das Beſtreben 
hat, die Prärogative der Krone zu vermindern. (Widerſpruch rechts.) Wie 
kann man das eine W eng. der Prärogative der Krone nennen, 
wenn wir unter Zuſtimmung und Mitwirkung der Krone auf geſetzlichem 
Wege die Abänderung eines Geſetzes beſchließen? Solche Ausführungen 
ſind gefährlich, weil ſie geeignet ſind, die Krone und die Landesvertretung 
in Irrungen gegen einander zu bringen und weil dadurch die objective 
fh id. der Frage auf den Boden des perſönlichen Zerwürfniſſes ge⸗ 
hrt wird. 

Wie kann man darin eine Verminderung der Prärogative der Krone 
finden, wenn jetzt auch das Herrenhaus bei der Veränderung der Reſſort⸗ 
verhältniſſe mitwirken ſoll, anſtatt daß ſich früher nach den Ausführungen 
des Vorredners die Regierung darüber beim Budget nur mit dem Abgeord⸗ 
netenhanſe zu einigen brauchte! Kann das ah er nicht aus einer 
ſolchen beim Etat beſchloſſenen Aenderung, die es für ſtaatsſchädlich hält, 
Veranlaſſung nehmen, das ganze Budget zu verwerfen? Der Abg. Gneiſt 
bat auf die Präceden fälle ſeit 1848 verwieſen. Mir ſind bei einem Stu⸗ 
dium derſelben keine ſolche aufgeſtoßen, wo Reſſortveränderungen ohne Mit⸗ 
wirkung des Parlaments erfolgt wären; doch kann ich Kleinigkeiten über⸗ 
ſehen haben. Als im vorigen Jahre beim Schluſſe der Seſſion eine ähn⸗ 
liche Aenderung der Reſſorts von uns verlangt wurde, da lehnten wir 
Hole ab, weil wir nicht klar waren über die Zweckmäßigkeit der vorge⸗ 
ſchlagenen Maßregeln — ich meine, weniger über die Abtrennung der Do⸗ 
mainen und Forſten vom Finanzminiſterium, als über die Abtrennung des 
Eiſenbahnminiſteriums vom Handelsminiſterium — und weil wir dazu die 
vorherige Aenderung der Competenzbeſtimmungen in verſchiedenen Geſetzen 
auf legislatoriſchem Wege für erforderlich hielten. Der Abg. Gneiſt be⸗ 
kämpfte damals dieſe Gründe als dilatoriſche Einwände. Heute hat uns 
die Regierung in beiden Punkten Recht gegeben. Heute ſind bei den Aen⸗ 
derungen die damaligen Andeutungen des Abg. Miquel beobachtet und 
das verlangte Goſetz iſt vorgelegt. Der Abg. Gneiſt ſagt, wir müßten der 
Organiſation mehr Raum gewähren, der geſetzgeberiſche Apparat ſei zu 
ſchwerfällig, die Verbindung Preußens mit dem Reich erfordere eine leich⸗ 
tere Beweglichkeit in der höchſten Verwaltung. Ich weiß nicht, ob er unter 
Beweglichkeit vielleicht Uncontrolirbarkeit verſteht. Thatſache iſt, daß, wenn 
wir die Vorlage im vorigen Jahre uncontrolirt angenommen hätten. wir 
jetzt zwei Miniſterien beſäßen, die nicht mit dem Reiche in Verbindung 
treten könnten, während jetzt die Bildung des einen Miniſteriums damit 
Been daß es mit der gleichartigen Reichsverwaltung verbunden 
werden ſoll. 5 

Der Abg. Gneiſt glaubt nun, daß eine ſolche Maßregel ſehr erſchwert 
werde, weil nach unſerer Theorie dazu erforderlich wär, außer der Zuſtim⸗ 
mung des Reichstages und des Bundesraths auch diejenige ſämmtlicher 
Einzellandtage. Das iſt unrichtig. Nie haben wir bei Erla von Reichs⸗ 
geſetzen ein Mitbeſtimmungsrecht in Anſpruch genommen. Aber auch na 
der Theorie des Abg. Gneiſt würde bei einer ſolchen Maßregel die Zuſtim⸗ 


mung des Reichstages und des Bundesraths als Budgetfrage erforderl ich 


ſein. Ich glaube deshalb, daß ſämmtliche heute gemachten Einwendungen 
in dem conſtitutionellen Rechte Preußens nicht begründet ſind, und daß 
geſetzlich beſtimmte Competenzen nur durch Geſeß geändert werden können, 
daß dies ſchon oft geſchehen iſt, dafür bietet die Anlage zu dieſer Vorlage 
hinlängliche Beweiſe. Nach der Doctrin des Abg. Gneiſt bedürften wir ja 
ebenfalls ein Geſetz dahin gehend, daß alle dieſe Dinge in Zukunft nicht 
mehr durch Geſetz, ſondern im Wege der Verwaltungsverfügung geregelt 
werden ſollen. Gegen die Beſtrebungen des Abg. Gneiſt babe ich einen 
Troſt: die Budgetfragen ſind Machtfragen und wir werden unſer beſtes 
Recht oft nicht durchſetzen können, wenn die Regierung mit politiſcher Macht 
dagegen auftritt. Obwol die Wiſſenſchaft große Macht hat, bat ſie doch 
nicht diejenige, durch ihre Lehre das Budgetrecht der einzelnen Landesver⸗ 
tretungen einzuſchränken, und wie bedeutend in der Doctrin die Anſicht des 
Abg. Gneiſt auch ſein mag, hier im Hauſe wird ſie hoffentlich keinen An⸗ 
klang finden, daß wir mit eigener Hand dazu beitragen, ein Stück conſtitu⸗ 
tionelles Recht nach dem andern abzubröckeln, das wäre eine Realiſirung, 
von der ich behaupte, daß ſie wiſſenſchaftliche Fundamente nicht unter ſich 
hat. (Lebhafter Beifall links.) 

Ein Vertagungsantrag des Abg. Dr. Aegidi wird abgelehnt. 

Abg. v. Zedlitz: Das preußiſche Recht, welches weder ein liberales, noch 
ein conſervatives iſt, kann man nicht aus Theorien conſtruiren, ſondern 
muß es nach den vorhandenen Thatſachen beurtheilen. Der Abg. Lasker 
meint, eine geſetzliche Competenz könne nur im Wege des Geſetzes abge⸗ 
andert werden. Dieſe Meinung iſt aber irrig, und da der Herr Vorredner 
ſelbſt Präcedenzfälle als entſcheidend anerkennt, ſo will ich mich auch auf 
ſolche beziehen, um nachzuweiſen, daß, ſo viele Reſſortveränderungen auch 
durch die Krone angeordnet wurden, doch nie ein Geſetz für erforderlich er⸗ 
achtet wurde, um die Folge der Competenzveränderung eintreten zu laſſen. 
Das Eiſenbahngeſetz von 1838 übertrug dem Handelsminiſterium, welches 
damals noch gar nicht exiſtirte, weitreichende Competenzen. Das Preßgeſetz 
pom 12. Mai 1851 gedenkt des Handelsminiſters; 1852 wurden aber alle 
preßpolizeilicheu Functionen dem Minſterium des Innern übertragen. Laut 
Erlaß vom 14. October 1815 war der Finanzminiſter berechtigt, über Patent⸗ 
angelegenheiten in letzter Inſtanz zu entſcheiden. Dieſe Competenz wurde 
mit der Ablöſung des Handelsminiſteriums vom Finanzminiſterium ſtill⸗ 
ſchweigend mit abgelöſt. Dies hat das Haus bei der Berathung des Com⸗ 
petenzgeſetzes ausdrücklich anerkannt. Das Geſetz vom 28. Januar 1848 
überträgt dem Finanzminiſter eine Reihe von Competenzen, welche, ohne 
daß Jemand es bezweifelt hätte, auf den Handelsminiſter überge angen 
find. Durch dieſe Reihe von Präcedenzfällen iſt alſo erwieſen, daß eine 
von der Krone i Reſſortberänderung auch die entſprechende 
Veränderung der geſetzlich normirten Competenzen nach ſich zieht. Dies iſt 
auch durch alle Factoren der Geſetzgebung anerkannt, und die Vorlage 
declarirt in der That nur die Beſtimmungen anderer Geſetze. 

Das MET der Regierung verdunkelt alſo allerdings etwas das 
klare Rechtsverhältniß, und deshalb habe ich mich gegen die Vorlage er⸗ 
klärt. Der Artikel 45 der Preußiſchen Verfaſſung iſt in de fler Fällen 
fo interpretirt worden, daß allein dem Könige das Recht der Reſſortderän⸗ 
derung zuſteht. Es iſt ein verdienſtliches Werk des Abgeordneten Gneiſt, 
daß er dieſe Präcedenzfälle unter der Sonde der aasee ausführlich 
und eingebend erörtert hat. Iſt es nun de lege lata ri tig, daß der Ar⸗ 
tikel 45 der Krone das Recht der Reſſortveränderung reſervirt, ſo muß es 
auch de lege ferenda richtig ſein. Nun iſt es im a Staate 
nicht durchaus nöthig, daß das Staatsminiſterium feſt geordnet ſei. Der 
in Preußen allerdings erſt theilweiſe durchgeführte, aber doch anerkannte 
Grundſatz, daß die Miniſterien nicht Verwaltungsgerichte in höchſter In⸗ 
ſtanz, ſondern für die Initiative in der Geſetzgebung berufen find, iſt voll⸗ 
kommen zutreffend. Erſt im vorigen Jabre bemerkte im Reichstage ein 
Abgeordneter, der gewiß nicht im Geruch conſervativer Geſinnung ſteht — 
tofettirt er doch bisweilen mit dem Phantom der allgemeinen großen libe⸗ 
ralen Partei — Herr Bamberger, daß eine große Beweglichkeit der 185 
nen in den höchſten Verwaltungsſtellen unumgänglich nothwendig ſei. 
Wie verhält ſich nun die Prärogative der Krone zu dem Ausgabebe⸗ 
willigungsrecht dieſes Hauſes? Leßteres iſt freilich formal unbeſchränkt, 
aber doch in der That weſentlich eingeſchränkt. Lorenz von Stein meint, 
es könne im Ernſte Niemand behaupten wollen, daß die beſtehenden Ein⸗ 
ha des Staates durch jährliche Ausgabebewilligungen beſeitigt wer 
en können. 

Der Abg. Richter ſelbſt hat in der vorigen Debatte geſagt, das Aus⸗ 
gabebewilligungsrecht jet durch Ausgaben für geſetzlich feitgeitellte Zwecke 
im Ordinarium ſchon ſo beſchränkt, daß es nur im Extraordinarium zur 


verweigert wird, enthält nur ein Mißtrauensvotum gegen die Räthe der 
Krone. Dies muß ſchon jetzt klargeſtellt werden, damit man wiſſe, wenn 
über das Budget beſchloſſen wird, welche Verantwortung man trägt. Bis 
jetzt liegen Gründe zu einem Mißtrauensvotum nicht vor, und ob überhaupt 
ſolche vorhanden ſind, das wird man bei Berathung des Etats zu prüfen 
haben. Ich meine zunächſt, daß wir das hier vorliegende Geſetz im Plenum 
in die zweite Berathung nehmen, aber erſt dann, wenn im Etat endgiltig 
über die beabſichtigten Veränderungen entſchieden iſt. : 

Einem erneuten A uuf Vertagung tritt das Haus bei. Perſönlich 
bemerkt Gneiſt, daß Lasker ſich nicht blos auf feine (G˙8) hier im Haufe 
und durchaus ſachlich gehaltene Rede beſchränkt, ſondern ihn wegen 
Aeußerungen, die er an anderer Stelle als Schriftſteller gethan, ange⸗ 
griffen habe; darauf im Haufe zu antworten, ſei ihm unmöglich. Einer 
ihn überzeugenden Widerlegung würde er ſich nicht entziehen, vielmehr ſie 
dankbar aufnehmen. Abg. Lasker erwidert darauf, daß er das Gehörte 
glaube widerlegt zu haben. 

Die um 4 Uhr abgebrochene Debatte wird Dinstag 11 Uhr fortgeſetzt. 


Berlin, 2. Decbr. [Amtliches] Se. Majeſtät der König hat dem 
Paſtor Nygaar zu Süderſtapel im Kreiſe Schleswig den Rothen Adler⸗ 
orden vierter Klaſſe; dem Stadtkämmerer Tiſchmeyer zu Halle a. S. den 
Königlichen Kronenorden dritter Klaſſe; dem Inſpector der Realſchule erſter 
Ordnung bei den Franke'ſchen Stiftungen zu Halle a. S., Dr. phil. 
Schrader und dem Regierungs⸗Secretär, Rechnungsrath Bleich zu 
Bromberg, den Königlichen Kronenorden vierter Klaſſe; dem emeritirten 
Schullehrer, Organiſten und Küſter Hanſen ir Groß⸗Solt im Kreiſe 
e dem Kirchſchullehrer und Cantor Müller zu Schaaken im 

reiſe Königsberg i. Pr. und dem Schullehrer Schlumm zu Gr.⸗Kladau 
im Kreiſe Konitz den Adler der Inhaber des Kgl. Hausordens von Hohen⸗ 
zollern; dem Amtsvorſteher Pfeiffer zu Finkenhübel im Kreiſe Neurode, 
dem Förſter Ebers zu Salchau J. im Kreiſe Gardelegen und dem beritte⸗ 
nen Eben ien Aumann zu Oſſecken im Kreiſe Lauenburg das Allge⸗ 
meine Ehrenzeichen, ſowie dem Handlungsgehilfen Au guſt Brockhuſen 
zu Wolgaſt die Rettungsmedaille am Bande verliehen. 

Se. Majeftät der König hat den erſten Seminarlehrer Szafränsti in 
Erin zum Seminardirector ernannt. 

Der Kreisrichter Brandis in Bochum iſt zum Rechtsanwalt bei dem 
Kreisgericht in Steinfurt und zugleich zum Notar im Departement des 
Appellations⸗ Gerichts zu Münſter mit Anweiſung ſeines Fe 5 in 
Ahaus ernannt worden. Der Kreisgerichts⸗Rath Schmits in Broich iſt 
um Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht in Duisburg und zugleich zum 

otar im Departement des Appellationsgerichts zu Hamm mit Anweiſung 
eines Wohnſitzes in Duisburg und mit der Verpflichtung ernannt worden, 
ben den Titel „Juſtiz⸗Rath“ zu führen. Der Kreisgerichts⸗Rath a. D. 

ernau in Duisburg iſt unter Wiederaufnahme in den Juſtizdienſt zum 
Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht in Duisburg und zugleich zum Notar 
im Departement des Appellationsgerichts zu Hamm, mit Anweiſung ſeines 
Wohnſitzes in Ruhrort und mit der Verpflichtung ernannt worden, fortan 
den Titel „Juſtiz⸗Rath“ zu führen. 

Dem Seminar Director Szafranski iſt das Directorat des Schullehrer⸗ 
Seminars zu Exin verliehen worden. Die Beförderung des ordentlichen 
Lehrers an der höheren Bürgerſchule zu Marne, Dr. von Holly und 
Ponientzietz, zum Oberlehrer an der gedachten Anftalt iſt beſtätigt worden. 

Berlin, 2. Decbr. Vorgeſtern Abends traf Ihre Majeſtät 
die Kaiſerin, die von Stuttgart kam, mit Sr. Maj. dem Kſaiſer 
und König bei dem Anlangen in Carlsruhe zuſammen, wo Ihre König⸗ 
lichen Hoheiten der Großherzog und die Großherzogin von Baden die 
Kaiſerlichen Eltern empfingen. Geſtern Vormittag fand, dem Pro⸗ 
gramm gemäß, in der Schloßkirche zu Garlöruhe nach erfolgter Prü⸗ 
fung und abgelegtem Glaubensbekenntniß, die feierliche Einſegnung 
Ihrer Großherzoglichen Hoheit der Prinzeſſin Victoria von Baden 
ſtatt. Der Prälat Doll verrichtete die heilige Handlung in Anweſen⸗ 
heit der Kaiſerlichen Majeſtäten, der Großherzoglichen Familie, ſämmt⸗ 
licher Behörden und einer großen Verſammlung. Heute findet in der 
Schloßkirche die Feier des heiligen Abendmahls ſtatt. 

[Ihre Kaiſerliche und Königliche Hoheit die Kron⸗ 
prinzeſſin] empfing am Sonnabend Nachmittag die Ober⸗Hof⸗ 
meiſterin Gräfin von Perponcher, ſowie die Gemahlinnen des Miniſters 
des Innern Grafen zu Eulenburg, des Handelsminiſters Maybach 
und des Finanzminiſters Hobrecht. Abends beſuchten Ihre Kaiſer⸗ 
lichen und Königlichen Hoheiten die Kronprinzlichen Herrſchaften die 
Aufführung der Hochſchule für Muſik im Saale der Sing- Akademie. 

[Se. Kaiſerl. Hoheit der Kronprinz] empfing am Sonne 
tag Mittag den baieriſchen General⸗Major von Fries, ſowie den baie⸗ 
riſchen Militärbevollmächtigten und Bevollmächtigten zum Bundesrath, 
Oberſten Ritter von Xylander, und nahm hierauf den Vortrag des 
Staatsminiſters Grafen zu Eulenburg entgegen. Abends nach 6 Uhr 
beſichtigten die Höchſten Herrſchaften den neuen Saal und die neuen 
Einrichtungen im Haupt⸗Telegraphen⸗Amte, ſowie demnächſt im Haupt⸗ 
Poſtamte in der Königſtraße die durch elektriſches Licht erleuchtete 
Packet⸗Annahme⸗Halle und zuletzt die Geld⸗Annahme⸗Halle. Heute 
Vormittag nahm Se. Kaiſerl. Hoheit der Kronprinz militäriſche Mel⸗ 
dungen und den Vortrag des Civilcabinets entgegen. (R.⸗Anz.) 

O Berlin, 2. Decbr. [Begrüßung des Kaiſers. — Der 
Antrag Preußens auf Proclamation des „kleinen Bela⸗ 
gerungszuſtandes“ im Bundes rathe. — Dementi. — Ent: 
ſcheidungen der Reichsbeſchwerde-Commiſſion für das 
Soeialiſtengeſetz. — Verhandlungen zwiſchen Deutſchland 
und Oeſterreich über den Handelsvertrag.] Zur Begrüßung 
des Kaiſers ſofort bei ſeiner Ankunft in Berlin wird das Staats⸗ 
miniſterium am 5. d. Mts. auf dem Potsdamer Bahnhofe ſich ein 
finden. — Officiös wird geſchrieben: Ein Correſpondent, der am 
28. November einige Stunden vor der Publication im „R.⸗A.“ noch 
berichtet, im Bundesrath wiſſe man nichts von einem preu⸗ 
ßiſchen Antrag, erklärt dies hinterher damit, daß der Antrag 
erſt in der Sitzung vom 28ſten durch den preußiſchen Mi⸗ 
niſter des Innern eingebracht, mündlich befürwortet und hierauf 
ſofort angenommen worden ſei. Soviel Worte, ſoviel Irrthümer. 
Der Antrag war drei Tage zuvor im Bundesrath ſchriftlich eingebracht 
und in metallographiſcher Abſchrift vertheilt worden und zwar mit 
Begründung. Sämmtliche Bevollmächtigte haben ſeitens ihrer Re⸗ 
gierung Inſtructionen eingeholt. Die Berathungen ſollten ſodann 
am 27. anfänglich ſtattfinden, wurden jedoch auf den 28. verſchoben. 
Der preußiſche Antrag ſtand an dieſem Tage, wie unſererſeits auch 
gemeldet worden, ausdrücklich auf der vorher vertheilten Tagesordnung. 
Der preußiſche Miniſter des Innern konnte die angebliche mündliche 
Erklärung einfach deshalb nicht geben, weil er gar nicht mehr Mit⸗ 
glied des Bundesrathes iſt; die von der preußiſchen Regierung 
mitgetheilten Motive haben hingereicht, um die unverweilte An⸗ 
nahme des Antrages zu bewirken. — Weiter wird offictös geſchrieben: 
Das „Tagbl.“ begründet das angebliche Dementi unſerer neulichen 
Mittheilung über die Gründe der Verordnung vom 28. November 
durch eine hieſige Correſpondenz, welche nach dem „Tagbl.“ mit den 
Organen der Berliner Staatsanwaltſchaft intimſte Fühlung haben 
ſoll. Nach eingezogenen Erkundigungen ſind wir in den Stand ge⸗ 
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ſetzt zu erklären, daß die erwähnte Correſpondenz ſeitens der Berliner 


Staatsanwaltſchaft, unter welcher hier nur die des Berliner Stadt⸗ 
gerichts gemeint ſein kann, nicht die geringſten Mittheilungen oder 
Auskunft erhält. Was nun den Inhalt des ſog. Dementis betrifft, 
fo beſteht daſſelbe darin, daß von einer revolutionären Verſchwörung 
der zuſtändigen Behörde in Berlin nichts bekannt geworden ſei. In 
der von uns gegebenen Mittheilung iſt indeß von einer Verſchwörung 
mit keiner Silbe die Rede geweſen. Verſchwörung bedeutet die ge⸗ 
heime Vorbereitung eines Verbrechens; wir haben nur von einer ge⸗ 


heimen Organiſation geſprochen, welche ſehr wohl denkbar iſt und 
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Moon Häufig ins Werk geſetzt worden als ein gelegentlich zu be: 


krutzendes Mittel ohne einen vorher ſchon bereits feſtgeſtellten Actions⸗ 


plan. Die von uns gemachten Angaben beruhen auf zu ſicherer Quelle. 


als daß ſie nicht allen Zweifeln gegenüber aufrecht zu erhalten wären. — 
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Vobe⸗Koſchentin. 


Heute findet eine Sitzung der Reichs⸗Beſchwerde⸗Commiſſton ſtatt. 
Die in der Sitzung derſelben am 25. November gefaßten Beſchlüſſe 
iind den Betheiligten in den letzten Tagen zum großen Theil zu: 
gegangen, darunter die Entſcheidung über eine Beſchwerde des Ver⸗ 
legers Rackow wegen Verbot der Druckſchrift: „Herr Teſſendorf und 
die Socialdemokratie.“ Die Beſchwerde iſt zurückgewieſen, weil die in 
der Schrift abgedruckte Rede Haſenelever's eine offene Anpreiſung 
ſocialdemokratiſcher und communiſtiſcher Beſchwerden enthält. In der 
Rede iſt die Drohung ausgeſprochen, daß es der Behörde nicht ge: 
ingen ſoll, der Socialdemokratie mit Erfolg entgegenzutreten; bie: 
elben werden ihre Zuflucht zu geheimen Verſchwörungen nehmen, 
deren Endziel die Ausbrüche der Commune ſein würden. Ferner 
führt die Entſcheidung an, es ſei in der Schrift offen verkündet, daß 
e Socialdemokratie entweder die rothe Republik oder die grüne, die 
Hoffnungsrepublik, erſtrebe und auf dem einen oder dem anderen 
Wege dahin gelingen werde, die herrſchende Ungleichheit aufzuheben. So⸗ 
mit liegen in der Druckſchrift auf den Umſturz der gegenwärtigen Staats⸗ 
und Geſchäftsordnung gerichtete Beſtrebungen vor, welche in einer 
en öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe zu Tage treten. Ferner 
iſt die Beſchwerde des Arbeiter⸗Sängerbundes in Gotha zurückgewieſen 
worden. Die Beſchwerde hatte ſich beſonders auf die Behauptung 
geſtützt, daß bei einem Geſangverein nur die muſikaliſche Bedeutung 
es Geſungenen in den Vordergrund trete, der Inhalt der zu Grunde 
gelegten Texte dagegen gleichgiltig ſei. Die Reichscommiſſion weiſt 
s mit dem Bemerken zurück, es komme der Beurtheilung des ein⸗ 
zelnen Falles zu, zu prüfen, ob Lieder, deren Texte auf Beſtrebungen 
der im Socialiſtengeſetz bezeichneten Art hinweiſen, nur zufällig und 
nur wegen ihres muſikaliſchen Gehalts geſungen werden oder ob die 
gefliſſentliche Auswahl einer Reihe von Liedern mit derartigen Texteu 
und die regelmäßige Wiederholung des Vortrags gerade ſolcher Lieder, 
deren Inhalt durch das Mittel der Muſik nur um fo aufregender wirke, 
e ueberzeugung gewähren, daß die Lieder die Beſtrebungen des Vereins be⸗ 
zeichnen. Dies ſei im vorliegenden Falle mit Recht angenommen worden. 
Auch die Beſchwerde gegen das Verbot des Bundes der Tiſchler und 
verwandten Berufsgenoſſen iſt zurückgewieſen, weil die in der Ver⸗ 
einigung gehaltenen Vorträge außer Zweifel ſtellen, daß der genannte 
und die im Socialiſtengeſetz bezeichneten Beſtrebungen verfolge. — 
Heut Mittag haben die Verhandlungen in Betreff des zwiſchen Deutſch⸗ 
and und Oeſterreich⸗Uẽngarn zu vereinbarenden Handelsvertrages be⸗ 
gonnen. Von öſterreichiſcher Seite find mit den Verhandlungen be⸗ 
traut der öſterreichiſch⸗ungariſche Geſchaftsträger Graf von Wolkenſtein, 
ſowie der öſterreichiſche Miniſterialrath im Handelsmintſterlum Dr. 
azant und Dr. von Matle⸗Kobits von dem ungariſchen Miniſterium 
für Ackerbau, Induſtrie und Handel; mit Ausnahme des ſächſiſchen 
Geh. Finanz⸗Rath Vahl, an deſſen Stelle der ſächſiſche Geh. Finanz⸗ 
th Zenker getreten iſt, ſind die deutſchen Commiſſarien dieſelben, 
ie im vergangenen Jahr. 
bm m Berlin, 2. Decbhr. [Zum Empfang des Kaiſers. — 
Tommiſſion für die Wilbelmsſpende. — v. Bo nin +] 
An der Spitze der Deputalion des Magiſtrats und der Stadtverordneten, 
welche aus 4 Mitgliedern beſteht und den Kaiſer auf dem Bahnhofe 
empfängt, wird ſich der Oberbürgermeiſter v. Forckenbeck befinden und 
kurzen Worten den Kaiſer begrüßen. Beim Empfange der com⸗ 
aumclen Körperſchaften im Palais wird indeſſen Herr v. Forckenbeck eine 
usführlichere Rede halten. — Morgen tritt die Commiſſion für die 
fa helmsſpende zufammen. Beim Vorſitzenden derſelben ſind mehr⸗ 
de Anträge betreffs der Verwendung der Fonds eingegangen. — 
eute Nachmittag um 2 Uhr verſchied hier der Abg. v. Bonin im 
Iſden Lebensjahre. Bekanntlich gehörte der Verſtorbene dem Miniſterium 
3 Schwerin⸗Auerswald als Finanzminiſter an. In den geſetzgebenden 
rörperſchaften gehörte er keiner Fraction an, vertrat jedoch die Grund⸗ 
füge der altliberalen Partei. In den letzten Jahren eröffnete er als 
namen: ſtets die Sitzungen des Reichstags und Abgeordneten: 
eb. 
kunt m Einzuge des Kaiſers.] Der „R.⸗Anz.“ publicirt eine Be: 
5. . en Weide die eintretenden Verkehrsbeſchränkungen für den am 
de 9 Ats. Mittags 12 Uhr, erfolgenden feierlichen Einzug Sr. Majeſtät 
Erl. giſers und Königs und die um 5 Uhr beginnende Illumination und 
Aergg De 1 05 1 . 

' erbote au rund de eichsgeſetze 21. 

A878] die Dam. 34. Nonember d. J. battle Me 288 (11. Jeb daun der 


11 Fe Druckſchrift: „Le Mirabeau, Organe des Sections Wallonnes*, 


krausgegehen in Verviers. — Der „ſocialdemokratiſche Wahlverein“ in 
chim Der „Arbeiter⸗Wahlverein“ in Verden. Die Druckſchrift: 


R erbreihen aus Golddurſt und Rache oder Urſache und Wirkung“, ein 


grakter⸗ und Zonenbild von E. Ambach, Augsburg 1877, Verlag der 
1 Wolobuchhandlung (J. Endres). — Der Arbeiterverein zu. Bolkmargdorf, 
Order Bürger⸗ und Arbeiter⸗Verein in Borna. — Der in Sofa beſtehende 
berels verein und der in Bockau beſtehende „Ortsverein“ — Der „Arheiter⸗ 
teig, in Bieber. — Der ſocialdemokratiſche Arbeiterverein“ in Klein⸗ 
enbeim. — Der „Arbeiter Unterſiützungsverein“ in Weiskirchen. — Der 
U eiskirchen. — Das von Jacob Audorf ver⸗ 
is Geib und Heinrich Garpers herausgegebene und in der 
mburger Geno enſchaftsbu druckerei gedruckte „Lied der Petrolöra“. — 
Allgemeine deulſche Töpfer⸗Verein“ mit dem Sitze in Hamburg. 
ſcha nel märkte.] Durch Verfügung der Minifter für die lan dwirth⸗ 
beiten den Angelegenheiten und für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar⸗ 
andsbwom 27. November d. J. ſind die Tage der zu Breslau, Poſen, 
weit reguffe Stettin aud Berlin alljährlich ftattfindenden Wollmärkte ander⸗ 
0 regulirt und vom kommenden Jahre ab wie folgt beſtimmt worden: 
für den Wollmarkt zu Breslau der 9. und 10. Juni, 
oſen der 12. und 13. Juni, 
„ „ 70 5 anpsbern der 14. und 15. Juni, 
. 5 „ Stettin 16. und 17. Juni, 
Ri „ „. 75 ” Berlin der 19. bis 21. Juni. 
furt e In Hathenow, Kreis Lebus, Regierungsbezirk Frank 
na d iſt am Sil a e Auftreten der Rinderpeſt amtlich 
ion tirt worden. A dem Geſetz vom 7. April 1869 und der Inſtruc⸗ 
N Wiang vorgeſehenen Sicherheitsmaßregeln ſind zur Aus⸗ 


| uttgart, 2. Decbr. [Fürſt Gortſchakoff] iſt hier ein⸗ 
Ketroſſen und auf Einladung des ee 1 So ag he x 


Provinzial- Zeitung, 


reslau, 3. Dec. [Ueber die Anw 
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herzoglichen 
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ſchreibt der in Ratibor erſcheinende „Oberſchl. 
Auf Schloß Rauden erwarteten Hype außer De 
Familie u. A. der Herzog von Ujeſt und Prinz Hohen⸗ 
Ver von Heute, Montag, wird Prinz Friedrich Carl im Ne: 
Solar Kieferſtädtel auf Faſanen jagen. Morgen, Dinstag, iſt im 
3 naer Revier bei Kiczowa Hafenjagd. Darnach wird das Diner 
n Jagbdhauſe im Baracher Reviere eingenommen, worauf der Prinz 
| En rt sad) dem Bahnhofe Ratiborhammer und von da mit dem 
1 9 al nach Berlin Pia. i 
au angsmen Sonnabend fand in dem Revier des dem 5 
a e e OR 
7 Se. au ibor Theil nahm. U. 
urden circa 500 un 15 . 70 Dae er 


eſenheit des Prinzenſb 


„eine Geſangs⸗Aufführun 


Breslau, 2. Decbr. t 
Vor einem überaus 7 n Auditorium, welches ſich zu dem ge 
Sonntags⸗Vortrage im Muſikſaale der Univerſität verſammelt hatte, ſprach 
Herr Profeſſor Dr. Körber „über den 9 des Lebens.“ In einer 
hiſtoriſchen Einleitung wurde zunächſt der Gegenſatz hervorgehoben, der von 
jeher in der philoſophiſchen Auffaſſung des Lebens g es debe Während die 
meiſten Philoſophen des 1 die geiſtige Natur des Lebens anerlenuen, 
tellte Demokrit die Atomenlehre auf, nach welcher ſich die Welt durch ſich 
elbſt bewegt nach mechaniſchen Geſetzen. Carteſius und Leibnitz unter⸗ 
cheiden zwiſchen Seele und Körper, Die Seele documentirt ſich ausſchließ⸗ 
lich e den Gedanken, die Lebenserſcheinungen gehören dem Körper. 
Von beſonderer Bedeutung wurde die Lehre des berühmten Arztes Stahl 
(geboren 1660). Er bekämpfte die Chemiker, welche alle Lebenserſcheinungen 
aus chemiſchen Prozeſſen zu erklären ſuchten. Eine beſondere Lebens⸗ 
kraft annehmend, begründete er den Vitalismus, der ihn zum Ani⸗ 
mismus führte, nach welchem die vernünftige, unſterbliche Seele als das 
Leber denoch zu betrachten iſt, das alle Lebenserſcheinungen beherrſcht. Dieſe 
Lehre iſt jedoch in ſich widerſpruchsvoll, ſie ſetztüberall einen bewußten Willen vor⸗ 
aus, während doch gewiſſe Lebensacte, wie die Ernährung durchaus willkürlich 
eſchehen. Lavoiſier und panda ce in der zweiten Sale des vorigen Jahr: 
underts bewieſen, daß die Geſetze der organiſchen Chemie denen der un⸗ 
organiſchen gleich ſind. Die berühmten Gelehrten von Montpellier ver⸗ 
warfen den Animismus und nahmen nur den Vitalismus an: letzterer aber 
modificirte ſich in ſeiner Form. Noch iſt der Kampf nicht beendigt. In 
neueſter Zeit findet die Lehre immer weitere Anerkennung und Verbreitung, 
daß man auch der Materie Seelenkräfte beilegen müſſe, der Monismus, welcher 
ein geiſtiges Prinzip in der Materie, die Immanenz des Geiſtigen in der 
Materie annimmt, die 1 die ſich das Geiſtige verbunden denkt 
mit dem Phyſiſchen. Selbſt Häckel, der eifrigſte Verfechter des Darvinismus, 
ſpricht von der Zellenſeele. Philoſophie und Naturwiſſenſchaft ſchließen 
immer 1 95 ihr Bündniß, und die Anſicht gewinnt immer mehr Geltung, 
daß das Leben eine Eigenſchaft ſei, die auch den unorganiſchen Stoffen zu⸗ 
eſtanden werden müſſe, daß das Leben ein Gemeingut alles Daſeienden 
fei Nach Schopenhauer iſt der vernünftige Wille, der in Allen ſchlummert 
als bewachendes Prinzip, das Treibende, das Göttliche in allen Weſen. — 
Der geiſtvolle Vortrag wurde vom Publikum mit rauſchendem Beifall auf: 
genommen. 


J. P. Glatz, 1. Decbr. [Witterung im November. — Feuer. — 
Zum Kohlenfund.] Die Witterung im Monat November war wieder 
eine recht veränderliche, meiſt auch eine rauhe und höchſt unangenehme. 
Nur wenige Tage konnten als ſchöne, warme Herbſttage bezeichnet werden. 
War auch der Himmel oft ganz oder theilweiſe von Wolken befreit, ſo 
berrſchte dann meiſt ein fo heftiger, rauher Wind, daß ein längerer Auf: 
enthalt im Freien nicht zu den angenehmen gezählt werden konnte. Trotz⸗ 
dem war der November dieſes Jahres im Durchſchnitt wärmer, als feine 
Namensbrüder in den Jahren 1875 und 1876. Nur zwei Mal, am 
2. und 6. früh, war das Queckſilber des Thermometers unter Null 
eſunken. Die tägliche Durchſ nitts⸗Temperatur im November dieſes 
ahres betrug + 3,87, alſo 5%04 weniger als im October 
. J. 1,20 weniger als im November v. J., dagen 3,68 mehr als im 
November 1876 und 2,57 mehr als im November 1875. Die höchſte Tem⸗ 
peratur notirten wir am 27. Nachmittags 2 Uhr mit + 12°,1 bei Südoſt 2 
und ganz heiterem Himmel, die niedrigſte am 2. früh 6 Uhr mit — 19,4 
bei SO. 1 und ebenfalls ganz heiterem Himmel; ferner den höchſten Baro⸗ 
meterſtand am 20. Mittags 12 Uhr = 337“, 10 bei O. 1 und bedecktem 
Himmel und den niedrigſten am 15. früh 3 Uhr = 326” ‚91 bei zwar hei⸗ 


I 


terem Himmel, aber orkanartigem Südſturm. Der Wind änderte feine Rich⸗ D 


tung 63 Mal. Beſonders heftig ſtürmte der Südwind am 10. und 11. und 
orkanartig am 15. früh von 2 bis 6 Uhr. Erdſtöße wurden bemerkt am 
26. Nachmittags 4 al: an einigen Orten der oberen Grafſchaft bei einem 
Barometerſtand = 330/30, Temperatur 85,1 und bei lebhaftem Süd⸗ 
dann Südweſtwind. — Am 28. November, Nachmittags 4 Uhr, brach in 
dem Haufe der früher Gärtner Buhl'ſchen Beſitzung zu Nieder⸗Halbendorf 
fun aus und legte daſſelbe nebſt der anſtoßenden Scheuer bis auf die Um⸗ 
aſſungsmauern in Aſche. Die Beſitzung, durch deren Garten der Fahrdamm 
der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn gelegt wird, iſt vor einiger Zeit 
von der Bahndirection angekauft worden und ſollten die Gebäude, in denen 
ein Bau⸗Bureau untergebracht war, nächſtens abgebrochen werden. — Dem 
in Nr. 555 der „Breslauer Zeitung“ befindlichen Bericht über den Kohlen⸗ 
fund in der Colonie Joſephsthal bei Glatz kann ich heute noch Folgendes hin⸗ 
zufügen: Einige Bergleute, welche bereits ſeit mehreren Tagen fleißig ſchürfen, 
haben an der Stelle, wo der alte Birnbaum geſtanden und die erſten Kohlenſpuren 
gefunden worden, einen Stollen in die Berglehne getrieben und — nach⸗ 
dem der Sandſtein und Thon durchbrochen — das Steinkohlenflötz an der 
Oſtſeite von der einſchließenden Grauwecke freigelegt, etwas tiefer aber einen 
32 Fuß tiefen Schacht ausgeſchürft, um von demſelhen aus in horizontaler 
Richtung nach dem Flötzu dringen. In einer Tiefe von 27 F. wurde auf Waſſer ge⸗ 
toßen, das jo reichlich hervorquoll, daß eine vom Maſchinenbaumeiſter Julius 

eimann in Glatz angefertigte Pumpe aufgeſtellt werden mußte, die ſich 
vortrefflich bewährt und ſchon immer nach wenigen Zügen das über die 
Bühne ſteigende Waſſer heraufhebt. Der Hauptmaſſe nach beſteht das Flötz 
aus Schieferkohle, die aber auch Uebergänge in Blätterkohle zeigt, ſo daß es 
noch ſchwer iſt, zu entſcheiden, welche von beiden Arten man vor ſich habe. 


* Oels, 1. Dechr. [Das Landgericht! beabſichtigt Juſtizſiscus auf 
ihm gehörigen Terrain zu errichten und im Anſchluß an das vor etwas 
mehr als einem Jahrzehnt erbaute Kreisgerichts⸗Gefängniß, das ſchon jetzt 
eine Anzahl Gefangener aus mehreren der Kreiſe aufnimmt, welche zum 
Bezirke des Landgerichts Oels gehören werden und denen es an geeigneten 
oder größeren Gefängniß⸗ Räumlichkeiten mangelt. An die Stadt iſt nun 
die Anfrage ergangen, ob und unter welchen Bedingungen ſie hier das 
Landgerichtsgebäude erbauen und an den Juſtizfiscus vermiethen will. Die 
Stadtperordneten⸗Verſammlung hat in ihrer letzten Sitzung ſich in bejahen⸗ 
dem Sinne ausgeſprochen und beanſprucht einen Miethspreis von 647 pCt. 
des aufzunehmenden Baucapitals, wodurch Zinſen, Amortiſation und Unter⸗ 
haltung des Gebäudes etwa gedeckt werden, wiewohl Magiſtrat fürchtet, 
daß die Regierung ihre Genehmigung zur Aufnahme einer neuen Schulden⸗ 
laſt zu der bereits beſtehenden von mehr als 400,000 M. (welche größten⸗ 
theils zu Bauten im fiscaliſchen Intereſſe — wie Kaſernen — aufgenommen 
wurden) verſagen könnte. Die weitere Frage iſt die der Unterbringung des 
n wofür jet der Stadt das Rathhaus angeboten wird, wie 
es urſprünglich fürs Landgericht geſchah, wozu es jedoch ſchließlich für nicht 
ausreichend erachtet wurde. Da etwa 3 Jahre vergehen dürften, bevor der 
Landgerichtsbau vollendet, ſo wird für die Zeit des Interimiſtikums das 
Landgericht nach dem Anerbieten der Stadt vorausfihtli im Nathhaufe, 
das Amtsgericht im früheren Laurentiushoſpitale untergebracht werden. Das 
letztere iſt ſeit mehreren Jahren zum Schulgebäude eingerichtet und be⸗ 
finden ſich mehrere Klaſſen der evangeliſchen Elementarſchule und das 
Schullehrer ⸗Seminar darin. Es hängt nun weſentlich davon ab, daß das 
Seminar, um die 3 Veränderungen in dem Gebäude vornehmen zu 
können, womöglich 8 Wochen vor dem 1. October 1879, wo das Amts⸗ 
gericht die fertigen Räume beziehen ſoll, in ſein eigenes ſtattliches Gebäude 
überſiedelt. Daſſelbe iſt heuer noch unter Dach gebracht worden und macht 
ſowohl in der Nähe einen recht impoſanten Eindruck, wie es auch, ho 
ſtehend, von vielen Stellen der Stadt und namentlich vom Marienthor aus 


uͤber andere Häuſer hinweg ragt und die hohen Vogenfenſter feines Saales 


noch ſehen läßt. Daneben iſt der dort nach dem Schützenplatz führende 

Weg zu einem Promenadenwege umgeſchaffen worden, der künftiges Jahr, 

wo das Schleſiſche Provinzial⸗Bundes⸗Schützenfeſt da draußen — unter 

. Bäumen — gefeiert werden ſoll, ein ſehr frequentirter werden 
rfte. 


c Aus dem Militſch⸗Trachenberger Kreiſe, 1. Decbr. Nen 
Soeietäts-Beiträge. — Standesbeamter. — Weibliche Fleiſch⸗ 
u be aten — Geſangs-Aufführung.] Obgleich im laufenden Jahre 
außerordentlich zahlreiche und bedeutende Brände unter den Verſicherten 
ei der Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Societät ſtattgefunden haben, fo iſt es mit 
Rückſicht auf die günſtigen Verwaltungsreſultate in früheren Jahren mög: 
lich, für das zweite Semeſter 1878 nur ein zweifaches Beitrags⸗Sim⸗ 
plum zu erheben. — Von dem Oberpräſidenten der Provinz Schleſien iſt 
der Rittmeiſter a. D. von Mitſchke⸗Collande auf Collande als Standes⸗ 
beamter des Bezirks Collande ernannt worden. — Da nach der Verfügung 
der Regierung die Lehrer nicht mehr 2 ſein dürfen, weil dieſes 
Amt ſtörend auf den Schulunterricht wirlt, jo bat dieſelbe doch genehmigt, 
daß die Lehrerfrauen nach abgelegter Prüfung vor dem Kreis⸗Phyſilus dieſe 
Function übernehmen dürfen und iſt auch von dieſer Begünſtigung mehr⸗ 
fach Gebrauch gemacht worden. Immer noch beſſer, als wenn die Lehrer: 
frauen als Hebammen Dienſte leiſten. — Der Männer⸗Geſang⸗Verein 
„Harmonia“ in Militſch veranſtaltet zum Beſten einer Weihnachtsbeſcheerung 
für arme Kinder künftigen Sonntag, den 8. December, im Hotel Racwiß 

mit Unterſtützung des Lehrer⸗Geſangvereins und 
unter Mitwirkung der Militärcapelle. Entree 50 Pf. ü 


Humboldt⸗Verein für Volksbildu Jr 
15 f Iksbi 150 


15 Pf. Amſterdam, Schweizer minus 50 Pf. 


=ch= Oppeln, 2. Dec. [Wohlthatigkeits⸗Concert.] Die geſtern 
Abend von Herrn Chordirigenten Hauptmann 
Einbeſcheerung für arme Kinder veranſtaltete! ; 
der Glocke von A. Romberg und der erſten Walpurgisnacht von 
Mendelsſohn⸗Bartholdy hatte ein zahlreiches Auditorium verſammelt und 
war mit Recht, da dieſe beiden Meisterwerke ſeit einer langen Reihe von 
Haben bier öffentlich nicht mehr zu Gehör gebracht worden waren und da 
die fleißige und ſorgſame Einübung derſelben durch Herrn Hauptmann einen 
beſonderen Genuß erwarten ließ. Dieſer iſt denn auch den Erſchienenen in 
vollem Maße geworden, wie dies die lauten Beifallsbezeigungen bekundeten. 
Die Soli waren von Fräulein Paul, Frau Kreisſchulinſpector Schreier und 
den Herren Lehrer Kreidler und Reg.⸗Secretär Buchali gütigſt übernommen: 
das Orcheſter war durch Mitglieder der Börnerſchen Militärcapelle aus Brieg 
und hieſige Dilletanten vertreten und entledigte ſich ſeiner (beſonders in der 
Walpurgisnacht) ſchwierigen Aufgabe gleich allen anderen Mitwirkenden in 
anerkennenswerther Weiſe. 


Berlin, 2. Dechr. [Börſe.] Der geſtrige Privat⸗Verkehr zeigte eine 
ſchwache Haltung bei größter Geſchäftsſtille. Creditactien 399 —398, 
Franzoſen 441, Lombarden 120, öſterreichiſche Papierrente 52,75, do. Gold⸗ 
rente 61,90, ungar. Goldrente 72,10, Italiener 74, Türken 11,75, 5procent. 
Ruſſen 80,60, ruſſ. Noten per ult. 198, Rumänier 35, Köln⸗Mindener 
Bahn 103,25, Bergiſch⸗Märkiſche Bahn 77,40, Rhein. Bahn 107,90, Berlin⸗ 
18650 Dahn 104, Galizier 102,25—102,50, Disconto⸗Comm. 133,40 bis 
33,50 —133,25. 

Auch die heutige Börſe war in dem Maße geſchäftslos, daß eine be⸗ 
ſtimmt ausgeprägte Tendenz nicht zum Ausdruck gelangte. Die Haltung 
neigte zwar im Allgemeinen zur Feſtigkeit, doch können die zur Notiz ge⸗ 
langten Courſe nur nominelle Bedeutung beanſpruchen. Als einiger⸗ 
maßen belebt wurden uns überhaupt nur zwei Papiere genannt, es waren 
die Rumän. Eiſenbahnactien und Ung. Goldrente. 5 zeigten ſich an⸗ 
fänglich recht gedrückt und wurden mancherlei Gerüchte colportirt. Der Austritt 
Roſetti's aus dem Miniſterium deutet für den erden der Bahnen an den 
rumäniſchen Staat ungünſtig. Im weiteren Verlaufe des Geſchäfts be⸗ 
feſtigte ſich die Stimmung, indeß büßte hierbei der Verkehr an Regſamkeit 
ein. n e Goldrente hatte in feſter Haltung bei ziemlich lebhaften 
Umſätzen eröffnet, ermattete jedoch ſpäter. Die e Speculations⸗ 
papiere blieben ganz geſchäftslos und änderten die Notirungen kaum. — 
Die öſterreichiſchen Nebenbahnen blieben vollſtändig vernachläſſigt. Eben 
jo wenig fanden die localen Speculations⸗Effecten Beachtung. Es notirten 
Disconto⸗Commandit ult. 133 —3, Laurahütte ult. 70,25. Mit Aus⸗ 
nahme der ungariſchen Goldrente, von der wir ſchon ſprachen, blieben die 
Umſätze auf dem Gehiete der auswärtigen Staatsanleihen in minimalſten 
Grenzen. Ruſſiſche Werthe trugen eine feſte Phyſiognomie. Fünfprocentige 
Anleihe per ultimo 80 —80 . Ruſſiſche Noten ſchwach belebt, pr. ultimo 
1974 —197%4—197% (Vorprämie 199%/2%), per Januar 198½—198 bis 
198½ (Vorprämie 200%/2%), Vorprämie per Febr. 203½/3½. De che 
und andere deutſche Staatspapiere unverändert ſtill. Von einheimiſchen 
Eiſenbahnprioritäten, in denen überhaupt ein regeres Geſchäft als 
in der letzten Zeit ſtattfand, waren Görlitzer Lit. C. den 
ausländiſche Deviſen ganz unbelebt. Auf dem Eiſenbahnactien⸗ 
blieb der Verkehr ſehr klein. Per Ultimo notiren Bergiſche 77,25—10--25, 
Rheiniſche 1087,90. Potsdamer, Hamburger, Anhalter 5 die No⸗ 
tirungen etwas. Stettiner wurden bei weichender Notiz lebhaft umgeſetzt. 
Halberſtädter und Thüringer ließen etwas nach. Leichte Bahnen ſehr ſtill. 
Werrabahn und Dresdener beſſer. Oſtpreußiſche Südbahn nachgebend. 
Bankactien betheiligten ſich kaum am Verkehr. Gothaer Grunderedit höher. 
eutſche B. ließ wiederum im Courſe nach. Barmer Bankverein ſchwächer. 
Induſtriepapiere meiſt ganz geſchäftslos. Continental⸗Pferdebahn niedriger, 
Spediteurverein erhöhte die Notiz um 5% 0 Montanwerthe wenig fel 
Köln⸗Müſener, alte Dortmunder, Weſtfäliſche Union niedriger. 

Um 2½ Uhr: Feſt. Credit 401,—, Lombarden 120, Franzoſen 441,—, 
Reichsbank 154,50, Disconto⸗Commandit 133,40, Laurahütte 70, Türken 12, 
91 1 5 74,—, Oeſterreichiſche Goldrente 62,10, Ungariſche do. 72,10, 

eſterr. Silberrente 53,90, do. Papierrente 53, 5proc. Ruſſen 80,90, Kölns 
Mindener 103,50, Rheiniſche 108, —, Bergiſche 77,25, Rumänen 34,70, Ruff. 


Noten 197,75. 

Coupons. (Courſe nur für Poſten.) Oeſterreich. Silberrent.⸗Cp. 173,50. 
bez., do. Eiſenb.⸗Coup. 173 bez., do. Papier in Wien zahlb. min. 
50 Pf. k. Wien, Amerikan. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,18 bez., do. Eiſenbahn⸗ 
Prioritäten 417.50 bez., do. Papier⸗Dollars 4,16 bez., 6% New⸗York⸗City 
4,17.50 bez., Ruſſ. Central⸗Boden min. 20 Pf. Paris, do. Papier und 
verl. min. 75 Pf. k. Pet., Poln. Papier u. verl. min. 75 Pf. Warſchau. 
Ruſſ.⸗Engl. conſ. verl. 20,50 bez., (Ruſſ. Zoll 20,50 bez., 22er Ruſſen 
—,—. Große Ruſſ. Staatsbahn —, —., Ruſſ. Boden⸗Credit 20,16 pr. Ja 
Warſchau⸗Wiener Comm. —— bez., 8% Rumäniſche Staats⸗Anleihe 
—.—, Warſchau⸗Terespol 20,17 bez., 3% und 5% Lombard min. 10 Pf. 
Paris, Diverſe in Paris zahlbar min. 20 Pf. Paris, Holländiſche min. 
1 ) aris, Belgiſche minus 30 Pf. 
Brüſſel, Verl. Lſtr.⸗Obligat. 20,41 bez. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Franfurt a. M., 2. Decbr., Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe. ] Londoner Wechſel 20, 465. Pariſer Wechſel 80, 98. Wiener 
Wechſel 173, 25. Böhmiſche Weſtbahn 138. Eliſabethbahn 137%. 
Galizier 203%. Franzoſen n) 219. Lombarden?) 60. Nordweſtbahn 
94%. Silberrente 54. Papierrente 53%. Oeſterr. Goldrente 62%, 
Ungar. Goldrente 72%. Italiener — Ruſſ. Bodencredit —. Ruſſen 
1872 80%. Neue ruſſ. Anleihe 81. Amerikaner 1885 99%. 1860er 
Looſe 107%. 1864er Looſe —, —. Creditactien“) 198%. Oeſt. Nationals 
Bank 683, 00. Darmſtädter Bank 115%. Meininger Bank 76%. Hell 
Ludwigsbahn 69%. Ungariſche Staatslooſe 154, 00. do. Schatzanweiſun⸗ 
gen, alte „ do. Schatzanweiſungen, neue 98%. do. Oſtbahn⸗Obliga⸗ 
ne 634%. Central⸗Pacific 104%. Reichsbank 154%. Reichs⸗Anleihe 

. Feſt. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 198%, Franzoſen 219%, Oeſterr. 
e —,—, Ungariſche Goldrente ——, Galizier ——, 1877er 

uſſen —. 

*) per medio reſp. per ultimo. 

Hamburg, 2. Decbr., Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 116, Silberrente 53%, Oeſt. Goldrente 62%, Ung. Goldrente 
72%, Greditactien 198%, 1860er Looſe 107%, Franzoſen 548, Lombarden 
150, ital. Rente 74%, Neueſte Ruſſen 80%, Vereinsbank 121, Laurg⸗ 
ütte 70, Commerzbank 1014, Norddeutſche 140%, Anglo deutſche 30, 

nt. Bank 84%, Amerik. de 1885 98%, Köln⸗Minden. St.⸗A. 103 74, Rhein. 
ein Pre 108%, Vergiſch⸗Märkiſche do. 77%, Disconto 3% pCt. — 

uß feſt. f 

Hamburg, 2. Decbr., Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco 
feſt, auf Termine matt. Roggen loco ruhig, auf Termine matt. 1 
er Decbr.⸗Jan⸗ 175 Br., 174 Gb., per April⸗Mai 182 Br., 181 Gd. 
Roggen per Dec.⸗Jan. 120 Br., 119 Gd., per April⸗Mai 124 Br., 123 Gd. 
Hafer ruhig. Gerſte feſt. Rüböl ruhig, oco 60, per Mai 5944. Spiri⸗ 
tus ſtill, per December 43½ Br., per Februar⸗März 43% Br., per April⸗ 


ch⸗] Mai 43½ Br. Suppe zuhiß, geringer Umſatz. Petroleum feſt, Standard 


white loco 9, 45 Br., 9 d., per December 9, 20 Gd., per Januar⸗ 
März 9, 40 Gd. — Wetter: Trübe. i 
ondon, 2. Dechr., Nachm. 5 Uhr 35 M. Conſols erct. 94%, Türken 
12, 5% Ruſſen 1873 80% 
Liverpool, 2. Decbr., Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht. 
Muthmaßlicher Umſatz 8000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 1803 


Ballen amerikaniſche. 

Liverpool, 2. Bib Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 8000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 
Amerikaniſche am Platze %, D. niedriger. Futures 4 D. theurer. 

Petersburg, 2. Decbr., Nachm. 5 Uhr: (Fach lußcourſe. 1 f 
London 3 Monate 23, do. Hamburg 3 M. 109 , do. Amſterdam 3 
118%, do. Paris 3 M. 245%, Ruſſiſche Prämien⸗Anleihe de 1864 (geſt.) 
235, do. de 1866 (geſt.) 229, Ruff. Anleihe de 1873 —, % Imperials 
8, 44. Große Ruſſiſche Eiſenbahnen 244, Ruſſ. Bodencredil⸗Pfandbriefe 
119. Pripatdiscont 4% #- 

Petersburg, 2. December. [Productenmarkt.] Talg loco 56, 50, 
Weizen loco 13, 00. Roggen loco 7, 75. Hafer loco 4, 75. Hanf loco 
—, —. Leinſaat (9 Pud) loco 14, 00. — Wetter: Trübe. } 

Peſt, 2. Dechr., Vormittags 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen 

loco matt, Termine ruhig, per Frühjahr 8, 75 Gd., 8, 80 Br. Hafer per 
5, 92 Br. Mals (Banat) per Frühjahr 4, 95 Gd., 


San, 5, 88 Gd. Rz 
SE. . Wetter: Rebel, (Schlußbericht) 
ußberi 
ruar 27, 50, per 


Paris, 2. Dechr., Nachm. [Pr oductenmarkt) 

Weizen behauptet, per December 27, 25, pr. Januar Fe 

März April 27, 75, März⸗Juni 27, 75. Mebl feit, per December 61, 00, 

per dee 61, 25, per März⸗April 61, 75, März⸗Juni 62, 00, 

Rüböl ruhig, per December 85, 25, per Januar 85, 50, Januar⸗April 85, 50. 
F . \ 


Beſten einer Weihnacht ⸗ 
ufführung des Liedes von 


arkt 


Jan, 


2 Mei Agens 88, 75. S iritus ruhig, per Detember 61, 75, per Januar: | 

April 61, 00. — Wetter: Schön. 5 

5 Paris, 2. Dechr., Nachm. Rohzucker ruhig, Nr. 10/13 pr. Dechr. pr. 

1.00 Kilgr. 51, 00, Nr. 5 7/8 pr. December per 100 Klgr. 57, 25. Moeißer 

Zucker ruhig, Nr. 3 per 100 Kilogr. per Decbr. 50, 00, per Januotc 60, 00, 

per Januar⸗April 61, 00. ; 

665 London, 2. Decbr. Havannazucker Nr. 12 22½. Stetig. 

165 Bremen, 2. Dechr., Nachmitt. Petroleum höher. (Schlußbericht.) 
Standard white loco 9, 00, per Januar 9, 00, per Februar 9, 10, per 


März⸗April 9, 25. 
— — — 


DB t 
Berliner Börse vom 2. December 1878. 


Ku Fonds- und Geld-Course. 


Wechsel-Course. 


Deutsche Reichs-AnL/& | 95,10 bzB 5 5 
e Anleflie eee da eee l 178 be 
do. do. 1876 % | 94,90 bac ondon 1 Lstr. .. 213 35 | 2007 55 
{ Btaats-Anleihe ...» 4 91,60 bz Paris 100 Rrca! . . 8 1.3 8100 bz 
Saaste-Schuldse heine % 92,10 d Petersburg 100 SR 3 u. 196.20 ba 
Tram.-Anleihe v. 1855|5/1147,00 8 Wera 100 K.. 85108 190.0 55 
rr dne ee d ien 100 1. 8 4173.80 br 
* a 41110150 B ion Fl. „ 8 T. 12 13,50 bz 
. . al 8410 br. N Ep Ans arkes es 2 M. 4½% 172.25 ba 
1 = do. . 494,40 0 
und. TE do. 5 . .411102,50 bz Eisenbahn-Stamm-Actien. 
v. = do.Lndsch.Crd, 15 — — Divid. prof 1876 J 1877 
posensche neue 94,60 bꝛd 5 4 8 
u schlesische 3 ½ 86.30 @ Aachen-Mastricht.| 1 Y 4 | 1340 6 
3 F j Berg.-Märkische. 3% 3½ 4 | 77,10 bz 
Ludschaftl. Centralſd | 94,80 bz * , — 
1 N 2 Ri Berlin-Anhalt „..| 6 5% 4 90.40 bz 
* 9% Kur- u. Neumärk. 4 96,00 B Berlin Dre 0 0 * 4 800 bzB 
2 Pommersche 4 96,90 B erlin-Dresden .. 998.5 
. =D \Posensche 1 93.00 B Berlin-Görlitz . . 0 0 4 | 10,10 bz 
— — ee ee 95 Berlin-Hamburg. 11 11½% 4 199,00 bzG 
7 Preuss ische 4 95,00 B 31 sin la 82.25 520 
2.8 )westfäl, u. Rhein. 4 | 98.00 c Berl.-Pated-Magdbf 3% | 31a 2.25 bz 
5 2 (Sächsische 4 8.00 B Berlin-Stettin . 89% 7½U10%4 104% beg 
(Schlesische 4 | 9,0 0 Böhm. Westbahn , 4900 G 
Badische Präm.-Anl. 4 120, PE |[Bresi-Freib. . ... eee 
Baierische 4% Anleihe 123,40 b JCö!n Minden... .| 514 | Sl 25 
1 8 Ani 3162“ Dux-Bodenbach.B.| 0 0 4 1480 etbzs 
2 Cöln-Mind.-Prämienschſ3½ Ziehung Gal. Carl. Lud 7 92% 4 10250 bzB 
5 Bächs. Rente von 1876]3 72,50 4 al. Varl-Lu I. -B. 7 5 2 
„ Halle-Sorau-Gub, ‚| 0 0 4 10,90 2 
5 4 ie Hannover-Altenb, | 0 0 4 | 11.20 bz 
* Kurh. 40 ‚Thaler Loose Ziehung Kaschan-Oderbergi 4 ı 6 43778 6 
en Badische 35 Fl.-Loose 146,00 G 4 1 5 7 
15 u! 1 bz Kronpr. Rudolfb, 5 5 5 49,60 erbeG& 
H Braunschw. Pröm,-Anleihe 80,90 Daa 9 9 4 18130 2 
Oldenburger Loose 136,50 bz udwigslh.-Bexb, . 3 
13 — — — Märk.-Posener 0 0 e — 
1 9,60 Dollars 4,18 G Magdeb.-Halberst.| 8 8 127.90 b 
j 3 De Oest. Bkn. 173.95bz Mainz-Ludwigsh, ;| 5 5 4 | 60,25 ba 
Napoleon 16.20bz. |do.Silbergd173.50bz Nıöderschl. Märk., 3 4 > 3 
10 7 B 6“ 1 erschl, A. C. D. E. 3172 * 
Kr Imperials 16,67 bzi|Russ. Bkn. 197,10 bz re 925 00 30% wu 
— — — — „ B. 85 . 
emen eee, eee, e ee 
Krupp'sche Partial-Ob. 6, 107,60 bzG Oest.Südb. (Lomb) 0 0 4 120 
Bukb. Pfd. d. Pr. II p.-B. 4 ½ 95,00 vz Ostpreuss. Südb. 0 o 4 | 37,70 bz 
KR do. do, 5 103,60 brd Rechte-O.-U.-B. . . 62/5 6 (4 105,50 bzG 
poeutsche 8 ddl — — bz& Reichenberg-Pard.] 4½ 4 4½ 23 — bzB 
kung, Comt-BodeCn [41410000 G fe ir B. ger a” 4 14 | 9200 bz 
Ki Unkünd do. (1872))5 |101,50 bz Rhein-Nahe-Bahn,| 0 0 4 | 580.bz 
E do, rückzb. & 110% 106,20 bz Rumän. Eisenbahn] I 2 4 134,10-34,70 bG 
. do, do do. 4½ 98,80 bz Schweiz Westbahn] 35 0 4 | 11306 
Unk. H. d. Pr. Bd. Crd. B. 5 — — Stargard - Posener] 4½ 4½ 4½ 100, 90 bz 
do. III. Em do, 5 | 98,00 bz& Thüringer Lit. A.] 9¼ 7½ 4 115,0 bzB 
hi ‚Künab.HypSchud. zes 54855 — Warschau-Wien, .| 623 5 4 17100 B 
N Hyp.-Anth. Nord-G. C- BU 3, 2 
* gr > 9277 
7 o, do. Pfandb.. 5 92,75 b»& RN, 
 Pomm, Hyp-Brieſe . 88,0 Eisenbahn-Stamm-Prloritäts-Actien. 
2 b. M. Em. 5 89.50 0 0 
* 8 ü * Berlin-Dresden 0 46 20,25 bz& 
goth. Prüm. Pf. I ag ra bz Berlin-Görlitzer. .| 0 0 s | 210 526 
2 do. do, Em. 5 195,80 bz Breslau-Warschau 0 0 5 | 21,46 etbzr& 
150 ao. Go Pfrkabr.m. 110% 96,50 bs Halle-Sorau-Gub. 0 0 s | 38,50 526 
{ 40. 4½ do. do. m. 110,4 ½ 90,40 v Hannover- Altenb.( 0 o s | 24,50 bd 
Aieiningzer Präm.-Pfdb.|d Na = Kohlfurt-Falkenb.| 0 0 5 | 1800 bz 
01 n 9900 „ Harkisch Posener 34 | dt, [5 | 86.50 b2G 
re 280 6 eee ee 
4 7 2 2 5 0. 1 9 5 2 
Sd. Bod.-Cred.-präb.ö 110825 6 TOstpr. Südbahn..|5 |5 15 | 88,00 etbzG 
N do. 49. 8 bz Hechte-O.-U.-E.. 62/5 | 61/3 5 [111,00 8 
"Ausländische Fond, fene: 0 fe 
5 DOeet. 888152 Geste 4105 u 8 Weimar-Gera 0 o 5 12550 B 
Ki do, 41. 10. 53. 2 
Bi do. Goldrente 62,20 bz 
r do. Papierrente. . 41}, 53,00 bzB Bank-Papiere. 
.do. 54er Präm.-Anl. 4 100 bz Alg. Deu Hen d.-G.] 0 2 4 J 27,50 bz 
do. Lott Anl. v. 60 .|5 1108.00 @ Anglo Deutsckek. O |0 4 | — — 
e eee e e e 
40. bier S erl. Handels-Ger. i 2 
Buss, Prüm. Anl. 1 420 ben Erl. brd u.Hdis. B. 4½ |6 f | 61.10 G 
do. do, 18665 14220 bz Braunschw. Bank.] & 3 484, 0 
do. Bod.-Cred, Pfabr. 5 | 72,50 b2G IBresl. Disc. Bank. 4 3 66.0 B 
5 do. Cent po ar- n.04 ee Bresl. Wechslerb,) 5% | 51; 4 | 72,50 8 
7 Russ.-Poln.Schatz-Obl.|d | — — Coburg. Cred.-Bnk.| 4½ 5 4 | 70,75 bz 
Boln. Pfndbr. III. Em. 60,60 ba Danziger Priv.-Bk.| 7 0 4 103,00 bz 
Poln. Liquid-Pfandbr. 1 1046 r Parmet. reditbk. % | 64 [4 e be 
Amerik. rückz. p. Ar 99.75 6 Darmst. Zettelbk.) 51, C 4 100,25 etbz@ 
do. do. 1885 3 104.00 41 Deutsche Bank ..| 6 6 4 101,25 bz 
e 5% Anleihe... 3 4.30 etz ( 40% Beichsbank| % 629 4:84 00 bz 
tal, 50/0 Anleihe % | 05) etb2B Tao. Hyp.-B. Berlin 8 Tilg 8200 erbzG 
17 ener 4 70.60 bz Wa ee 1 . . 7 1 
0 “ 850 a (0 0. ult. 33.25 13% 
N. 1 AR $ 2 1711 De Genossensch.-Bnk. 51 Sa 1 = 3 - 
Ungar, Goldrente . % |1230 etbzB [go Grunddredt. 8 8 4 | 9735 570 
ng. 5 Fern 1,50 bz Hamb, Vereins-B. 10 10% d 4 — 
Schwedische 10 Thlr.-Loose — Hannoy. Bank. . 514½ 6 4 [102,75 B 
r Königsb. Ver.-Hnk. 5½ 6 485 
eee 37,78 On. d. . Lndw.-B.Kwileckil 5% |ı 4 52 6 
j itäts. Leipz. Cred.-Anst. 6 82/3 4 |111,00 6 
Eisenbahn-Prioritäts Actien. e Bank 6 60% 4 0500 G 
Berg.-Märk. Serie II. 4½ 00,00 g Magdeburger do. 6 591014 108,50 B 
y 31¼6.03½ 85,00 B ini do. 2 2 4 7650 6 
r III. vin Htle 95 ee 4 2 0. . 2% 4 13080 0 
4o. 0. Are 05 ordd, Bank ... 2 5 
Ao. Hess. Nordbahn. 5 103,0 G Nordd. Grunder.-B.| 8 5 4 | 4950 6 
Berlin-Görlit a 5 1101,75 B Oberlausitzer Bk.| 1% 3 |4 | 67,00 b 
10 do. AN | =: Oest, Cred.-Actien| 1½ 8½ 4 [309%,-99-4u04, 
40. Lit. C. . „4/2 83,75 bz Posener Pro.-Bank| 6½ 6½ 4 101.50 bz 
Breslau-Freib, Lit. G. 4½ — — Pr. Bod.-Cr.-Act. -B. 8 8 4 | 79,40 ba 
f de. Li.. F. 4% —— Pr. Cent.-Bod.-Crd.| 9½ | 91, 4 117,10 6 
r\ do. do. Hd) — — Sächs. Bank ....| 8 534 14 [103,10 8 
112 do. do. 3. 4½ 94,50 B Schl. Bank-Verein| 5 5 4 86,0 6 
. de. do. K. 4½ 94,50 B Yeimar, Bank 0 4 | 32,40 
2; n 1154 8500 6 Wiener Unionsbk.| 11½4 3½ l 118,00 @ 
n-Minden III. Lit. A. 
do. it. B. 4½ 100,10 90 
IV. 4 ‚60 z 1 
1 2 33 5 4 1906 B In Liquidation, 
 Malle-Sorau-Guben . .41/]101,70 B Berliner Bank . | — — ftr. 4,00 6 
Aanporer- Altenbeken. 4½ 90 bz Berl. Bankverein — — [fr | 27 6 
Kir = Märkisch-Posener , . . 100, bz& Berl. Wechsler-B.| — e 
.I. tsb. I. Ser.! 96,50 8 Centralb. f. Genos.) — — fr. 12,00 B 
48. aa. 051. Eu 1! 380 n Se e E =9rj5: 4 DO, De 
N x wa Yes Ale 1 . Schuster u. C. — Yun — — 
a0. do. III. Ser. (193,75 6 e Lds.-Bk,| 0 = fr. * 
Obersehles. 4. A Marek Ostdeutsche Bank| — e 
do. Bee 3½ — — Pr. Credit-Anstalt| — — fr. — — 
F lan Süchs. Cred.-Bank| 5½ — |fr. 1105,00 0 
. # 19300 bz schl. Vereinsbank ? | — ir. | 61,10 @ 
a 41 re Thüringer Bank . o Hr. | 74,58 bz 
FF —— 
F 4% 100,10 6 
do. 2 41/91101,40 bz Industrie-Papiere 
5 do. von 1809 % 0145 B ie 
Fi do. von 1823. 14 | 92.00 br, Berl, Eisenb.-Bd-A. | r. 490 bz 
h 0 D. Eisenbahnb.-G. 0 0 4 3,60 bzG 
do. von 1874. 4½ 100.00 G 5 
. Bri 1880041 do. Reichs- u. Co.-B. 0 0 4 69,50 b2G 
rieg-Neisseſ%½ -- — L e 0 o 441800 6 
15 rn | = a mens |4 [4 1400 
359 do, 5 103.2 ordd. Gummifab, 0 
1 do. Bun ABER: Westend. Com. G. 0 | — ftr. 056 
* do. . 1 5 
Ban 40. 40. un 2 115 10050 5 Pr. Hyp.-Vers.-Act. 12% | 8 48400 etbzG 
NN —— 3% 78,60 6 Schles. Feuervers. 18 25 ftr. 960 
Ostpreuss. Südbahn 4½% — — — | 
5 Bechte- O der-Uter.B. 411 100,00 B Donnersmarkhütt. | 3 3 4 | 23,25 b 
1 Schlesw. Eisendahn 4½ — — 0 Bars 8 > — x: 85 ed 
1 — o. abgest.. — 3 
Dux Bodenbach . . cr. 5 Königs- u. Laurah.] 2 2 4 70,10 ba 
50 Fri II. Emission . .|ir, Er 5 R Lauekhamıder. +1 0 0 4 2528 B 
0 Prag Dur . fr. | 19/00 Marienhütte 6 3 4 46,50 6 
Sal. Carl-Ludw.-Bahnſg Oschl. Eisenwerke. 0 — 4 
1 do. do, neueſß 8560 8 Cons. Redenhütte. — 14 5,00 8 
9 Kaschau- Oderberg. 5 5080 Schl. Kohlenwerke| 0 0 46,50 6 
Dung. Nordostbahn . . 6 | 56,10 8 Schl. Zinkh.-Actien 7 6½ 4 74.5 6 
25 Ung. Ostbahn . 4 | 54,00 b do. St.-Pr.-Act. 7 6½ 4½ 87,50 ba 
Tembertz- Czernowitz . | © 625 & Tarnowitz. Bergb. 0 O 4 2 — 
1 do. do. = 5 12 880 Vorwürtshütte 0 0 44 — — 
0 7 do, „15 IR b 
Bi — do. IV. o 2 8 peltischer Lloyd. 1 75 15 5 6 
Mäh Grenzbahn!5 | 52,90 bz „Bierbrauer. — — 
Wahr, Sen. Centralb. lr, | 1860 B [Break E. Wagen 2% 1 |4 820 B 
* l — do. ver, Oeltabr.| 3½ 5 4 | 80,5 @ 
do. II.. tr. es 5 520 Erdm A erel r. 5 2814 1225 5 
0 "Bahn .5 15,75 bzG 8 4 25 € 
Dear Fase gische 1336.50 etbzB güne Abenden. 194 4 la 6376 8 
bee 40. I. 3 626,80 B O Schl. s dr. 0 % la 1678 B 
doe. südl. Staatsbahn 240,26 bz Schl. Lein Per ee 0 00 14 | 28,75 bz 
400. neue 3 240,00 6 40. Porzellan 5% | — f | 67,50 6 
N do. Obligationenſs | 82,60 bz Wilhelmsh. MA. 8 157 U 5 
Amn. Eisenb.-Oblig. 6 | 82,76 bac . 04 2225 G 
Kr a au 1 1 =” 0 — — 
Fk 0. — 
4 do. IV. . 6 8350 Bank-Discont 5 pot. 
b do, V. . 5 179,16 6 Lombard -Zins fuss 6 pot. 


ambut Det. Serien lebun Br Böin-Dinpener- 18 
4 ee ro — 504 705 Aa a 1026 1027 1083 1500 
7 75 1651 1774 2015 2391 2558 2616 2809 2996 3007 3046 3147 3684 
3746. 


Meiningen, 2. Dec. [Bei der heutigen Sertenziepung der 
4procent Prämien⸗ Pfandbriefe] wurden folgende Serien gezogen: 
29 83 104 160 186 513 775 806 819 884 1093 1294 1308 1312 1377 
1559 1582 1703 1793 1969 2082 2372 2408 2468 2483 2587 2601 2900 
2913 3188 3282 3313 3780 3796 3956. 


Meiningen, 2. Dec. Ziehung der Meininger 7 = Fl.⸗Looſe:] 
15,000 Fl. Serie 696 Nr. 25, 2500 Fl. Serie 7495 Nr. 33, 500 Fl. Serie 
696 Nr. 21, Serie 1903 Nr. 26, Serie 3005 Nr. 42. n 


Berlin, 2. Dechr. F Das Wetter iſt rauh ge⸗ 
worden; in verfloſſener Nacht hat es ein wenig gefroren. Die Stimmung 
für Getreide war heute im Allgemeinen recht matt. — Roggen wurde zu 
ermäßigten Preiſen nur ſchwach umgeſetzt, auf Termine und auch loco iſt 
der Abſatz ſchwierig trotz Entgegenkommens der Eigner. Roggenmehl 
billiger verkauft. — Weizen matt und etwas niedriger, aber weniger ſtill 
als in den letzten Tagen. — Hafer loco flau, obſchon die Anerbietungen 
nicht ſonderlich umfangreich ſind. Termine feſt, aber ſtill. — Rüböl un⸗ 
belebt und im Werthe kaum verändert. — Petroleum matt. — Spiritus 
bekundete feſte Haltung und Preiſe haben ſich um eine Kleinigkeit gebeſſert. 

Weizen loco 150—195 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, feiner 
weißer märkiſcher — M., gering. gelber märkiſcher — M., bunt märk. 
— Mark ab Bahn bez., per April⸗Mai 180½ —180 Mark bez., per Mai: 
Juni 182% M. bez. Gekündigt 3000 Ctr. Kündigungspreis 174 M. — 
Roggen loco 118—132 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, ruſſ. 
118—119 M., neuer ruſſiſcher — M., neuer inländiſcher 124—130 M. ab 
Bahn und Kahn bez., feiner inländiſcher — M. bez., per April⸗Mai 1234, 
bis 122½ Mark bez., per Mai⸗Juni 124—123 M. bez, per December 
1214 —120% M. bez., 11 85 December-⸗Jannar 121—120% M. bez., per 
Januar⸗Februar 121% M. bez., per Gekündigt 2000 Ctr. Kündigungs⸗ 
preis 121 M. — Gerſte loco 112—185 M. nach Qualität gefordert. — Mais 
loco — M. nach Qualität gefordert, rumäniſcher 128 M. ab Bahn bez. — 
Hafer loco 95—145 Mark pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, oſt⸗ und 
weſtpreußiſcher 100 —116 M. bez., ruſſiſcher 100112 M. bez., pommerſcher 
110—117 M. bez., ſchleſiſcher 110—118 M. bez., e 110-119 M., 
feiner weißer pommerſcher und mecklenburgiſcher 123— 126 M. bez., feiner 
weißer ruſſiſcher — M. ab Bahn bez., per April⸗Mai 117% M. bez., per 
Mai⸗Juni 120 M. bez., per December — M. bez. Gekündigt — Ctr. Kün⸗ 
digungspreis — M. — Erbſen, Kochwaare 145—195 M., G ewaate 125 
bis 141 M. — Weizenmehl pro 1 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. 
0: 25,00— 24,00 M., Nr. 0 und 1: 24,00—23,00 M. bez. — Roggenmehl 
pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. 0: 20,00 18,00 M. bez., 
Nr. 0 und 1: 17,50 — 15,50 M. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. 0 
und 1 incl. Sack per April⸗Mai 17,50—17,35 M. bez., per Mai⸗Juni 
17,55—17,40 M. bez., per December und December⸗Januar 17,10—17,05 
M. bez., per Januar⸗Februar 17,20 M. bez., per Februar⸗März 17,25 M. 
bez., per März⸗April — M. bez. Gekündigt 2500 Ctr. Kündigungspreis 
17,10 M. — Oelſaaten: Winterraps loco 228—245 M. bez., Winterrübſen 
loco 220—235 M. bez., defect. rumäniſch — M. ab Bahn bez. — Rüböl 
pro 100 Kilo loco ohne Faß 57 Mark bez., per April⸗Mai 57,9 M. bez., per 
Mai⸗Juni — M. bez., per December 56,9—56,8—56,9 M. bez., per Decbr.⸗ 
Januar 56,9 M. bez., per Januar⸗FJebruar — M. bez. Gekündigt — Etr. 
Kündigungspreis — Mark. — Leinöl loco 58 M. — Petroleum loco per 
100 Kilo incl. Faß 20 M. bez., per April⸗Mai — M. bez., per December 
19,8 M. bez., per December⸗Januar 19,8 M. bez., per Januar⸗Februar 
20,7—20,6 M. bez., per Februar⸗März 20,9—20,8 M. bez., per März: 
April 21—20,8 Mark bez. — Gekündigt 13,800 Ctr. Kündigungspreis 


19,8 M. 

Spiritus loco ohne Aas 52—52, M. bez., per April⸗Mai 52,5—52,8 
bis 52,7 M. bez., per Mai⸗Juni 52,7 —52,8 M. bez., per Juni⸗Juli 53,8 
M. bez., per December 51,6—51,9 M. ee December⸗Januar 51,3—51,5 
M. bez., per Januar⸗FJebruar 51,3—51,5 bez. Gekündigt — Liter. Kün⸗ 
digungspreis — Mark. 


Breslau, 3. Dec., 94 Uhr Vorm. Am heutigen Markte war der 
e von keiner Bedeutung, bei mäßigem Angebot Preiſe un⸗ 
verändert. \ 

Weizen in ſehr ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher neuer 
weißer 13,40—15,80—17,20 Mark, neuer gelber 13,20—15,60 bis 16,60 Mark, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. } 

Hoggen, bei ſchwächerem Angebot unverändert, pr. 100 Kilogr. 10,70 
bis 11,70 bis 12,40 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte, nur feine Qualitäten preishaltend, pr. 100 Kilogr. neue 12,40 
bis 13,50 Mark, weiße 14,20—14,70 Mark. 

Hafer in matter Stimmung, pr. 100 Kilogr. neuer 9,80—10,30—11,C0 
bis 12,10 Mark. 

Mais ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. 11,20—12,20—12,80 Mark. 

Erbſen gut behauptet, pr. 100 Kilogr. 13—14—16 Mark, Victoria⸗ 
17,50 —18,50—19,50 Mark. 

Bohnen ſchwache Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. 15,50 —16,50—18 Mark. 

Lupinen ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. gelbe 8,00 —8,20—8,50 Mark, 
blaue 8,00—8,10—8,40 Mark. l 

Wicken ſchwacher Umſatz, pr. 100 Kilogr. 10,40 —11,00—11,60 Mark. 

Oelſaaten in ruhiger Haltung. 

Schlaglein unverandert. g 

Pro 100 n netto in e Pr 


Schlag⸗Leinſaat ... 24 9 25 
Winterraps 24 — 20 75 18 25 
Winterrübſen 23 50 20 25 18 25⁵ 
Sommerrübjen: - »-- 22 50 20 25 18 25 
Leindotteee 20 50 19 50 17 50 
Rapskuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 6,50 —6,80 Mark. 


Leinkuchen matter, pr. 50 Kilogr. 8,30—8,60 Mark. 

Kleeſamen ſchwach gefragt, rother matt, pr. 50 Kilogr. 37 bis 
en 1 — weißer ruhig, pr. 50 Kilogr. 44—57—64 Mart, hochfeiner 

er Notiz. 

Thymothee nominell, pr. 50 Kilogr. 15—18—19 Mark. 

Mehl in matter Stimmung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 24,75— 26,75 
Mark, Roggen fein 18,50—19,50 Mark, Hausbacken 18,25—18,75 Marl, 
Roggen⸗Futtermehl 8—9 Mark, Weizenkleie 6,75 —7,75 Mark. 

Heu 2,40—2,80 Mark pr. 50 Kilogr. 

oggenſtroh 18,00—20,00 Mark pr. Schock & 600 Kilogr. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts · 
Sternwarte zu Breslau. 


Dec. 2. 3. | Nachm. 2 U. Abends 10 U. | Morgens 6 U. 
Luſtwuck t „ + 1% — 098 — 0% 
Luftdruck bei Oo. 330%63 330% 82 329% 89 
ann ER a 1.77 1,79 1,98 
Dunſtſättigung . 77 pCt. 92 pCt. 100 pGt. 
OL SE le NO. 1. NW. 1. NW. 2. 
Wetter EEE bedeckt. bedeckt. Schnee. 

Breslau, 3. Dec. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 6 Cm. U.⸗P. — M. 40 Em. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Poſen, 2. Deebr. Wie der „Poſener Zeitung“ aus Warſchau 
gemeldet wird, habe die ruſſiſche Regierung das Project für den Bau 
der Bahn Lodz⸗Wieruszow⸗Breslau beſtätigt. 

Budapeſt, 2. Dechr. Der Budgetausſchuß der öͤſterreichiſchen 
Delegation nahm nach lebhafter Debatte den Antrag Herbſt's an, in 
die Vorlage betreffs der Occupationscredite pro 1879 nicht einzugehen, 
ſondern zur Bedeckung des Bedürfniſſes der in Bosnien und der 
Herzegowina ſtehenden Truppen als außerordentliches Heeresbedürfniß 
für 1879 vorläufig 15 Millionen zu bewilligen. Für einen etwaigen 
Mehrbedarf ſollte die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung eingeholt werden. 
Der Ausſchuß verhandelte ſodann den Bericht des Referenten Schaup 
über das Budget des Miniſteriums des Aeußern. Andraſſy erklärte, 
der Bericht enthalte nicht ein genaues Reſumé der Verhandlungen, 
ſondern ſei eine Anklageſchrift und ein förmliches Mißtrauensvotum; 
er werde demſelben gegenüber ſeine conſtitutionellen Geſinnungen 
beweiſen. Der Bericht wurde ſchließlich bei namentlicher Abſtimmung 


N 


mit 12 gegen 6 Stimmen unverändert vom Ausſchuſſe angenonuhen, 


Morgen Plenarſitzung. 

Paris, 2. Decbr. Der Marſchall⸗Präſident empfing heute den 
neuernannten öſterreichiſch⸗ungariſchen Botſchafter Grafen Beuſt zur 
Ueberreichung feiner Acecreditive in feierlicher Audienz. 

Verſailles, 2. Deebr. Senat. Gay legte das Ausgabe⸗Budget 
vor. Die Kammer begann die Berathung des Einnahme⸗Budgets 
und nahm die Herabſetzung der Stempelſteuer und Cichorienſteuer an. 

London, 2. Deebr. Graf Beaconsfield hat ſich heute Mittag zu 
einer Audienz bei der Königin nach Windſor begeben. 

Moskau, 2. Deebr. 
hier eingetroffen. 

Lahore, 2. Dec. Officiell. Es liegen keine weiteren Nachrichten 
von Roberts oder Bidulgh vor. Die Gerüchte von Angriffen in 
Kyber find übertrieben. Proviantzüge paffiren täglich. Oberſt Browne, 
Befehlshaber der Brigade von Alimusjid, wurde abberufen; Oberſt 
Macgregor wurde abgeſandt, den Verkehr im Engpaſſe zu organifiren 
und Schutzmaßregeln zu treffen. Das Militär ſoll durch Aushebung 
unter den Stämmen ergänzt werden. 

Berlin, 2, Deebr. Die heute Abend ſtattgehabte Generalverſammlung 
der Mitglieder der Kaufmannſchaft war ſehr zahlreich beſucht. Der erſte 
Gegenſtand der Tagesordnung, Vermehrung der Zahl der Aelteſten von 21 
2 42, und die Zahl der Mitglieder der Hinanz »Commiſſion von 9 auf 
15 wurde abgelehnt, ebenſo der Vertagungsantrag; ſchließlich wurden alle 
übrigen Anträge abgelehnt. 

Trieſt, 3. Dechr. Der Lloyddampfer „Urano“ iſt mit der oſtindiſch⸗ 
auge Ueberlandpoſt aus Alexandrien heute früh hier eingetroffen. 

Melbourne, 30. Nov. Der Dampfer „Siam“ nimmt 210,000 Pfd. Sterl. 
nach Europa mit. 

(Aus Hirſch' telegraphiſchem Bureau.) 

London, 1. Decbr. Man will hier von einem bereits vor einigen 
Monaten zwiſchen unſerem Botſchafter Mr. Layard und Sapfet Paſcha 
getroffenen Uebereinkommen wiſſen, demzufolge für den Fall, daß die 
ruſſiſchen Truppen ihre gegenwärtigen Poſitionen verlaſſen und eine 
ſich Konſtantinopel nähernde Bewegung unternehmen ſollten, auch die 
engliſche Flotte, welche neuerdings durch das größte engliſche Panzer⸗ 
ſchiff, „The Thunderer“, verſtärkt wurde, eine Vorwärtsbewegung 
machen ſolle und im Bedarfsfalle ſelbſt Trupden an das Land zu 
ſetzen hätte; ein Arrangement, mit welchem wohl die aus Konſtan⸗ 
tinopel gemeldete Bereithaltung der Caſernen Selimis in Scutari in 
Zuſammenhang gebracht werden kann. 

Konſtantinopel, 1. Dec. Die Pforte hat Oeſterreich in der 
zwiſchen den beiden Staaten abzuſchließenden Convention nachſtehende 
Bedingungen geſtellt, welche ſich ſowohl auf die Occupation Bosniens 
und der Herzegowina, als auch auf die in Ausſicht genommene Be⸗ 
fegung des Sandjaks Novibazar erſtrecken ſollen: 1) Fixirung der 
Occupationsdauer. 2) Anerkennung der türkiſchen Oberherrſchaft 
(Suzeränität) in den vecupirten Provinzen. 3) Daß die türkiſchen 
Farben an der Seite der öſterreichiſchen Flagge aufgehißt werden. 
4) Daß die Beſetzung des Sandjaks Novibazar gemeinſam mit den 
öſterreichiſchen Truppen erfolge und daß die drei ſtrategiſchen Punkte 
dieſes Sandjaks auf das ev. Verlangen der Pforte von Oeſterreich fo 
fort wieder zu räumen ſeien. Wie beſtimmt verlautet, iſt Graf Zichy bereits 
am 25. Nov. in den Beſitz einer aus Wien eingetroffenen Erklärung 
des Grafen Andraſſy auf dieſe Propoſitionen gelangt. Graf Zichg 
hatte ſofort eine mehrſtündige Unterredung mit dem Großvezir. Eine 
definitive Entſcheidung iſt noch nicht erfolgt. Die noch im Zuge be 
findlichen Verhandlungen betreffen hauptſächlich Punkt 4. Sowohl in 
hieſigen diplomatiſchen als auch in gouvernementalen Kreiſen hegt man 
die feſte Ueberzeugung, daß der Abſchluß einer Convention nahe be⸗ 
vorſtehe, wenn auch gegenwärtig noch die Applanirung einiger Schwierig⸗ 
keiten zu bewerkſtelligen ſei. 

———.. —.— ... —. . 

Die Umwandlung der Metalle,] der Jahrhunderte alte Traum der 
Alchemiſten, iſt endlich zur Wahrheit geworden, wenn man einer Mitthei⸗ 
lund der „Daily News“ vom 26. Novbr. glauben darf. Am Montag, den 
25. Novbr. machte in Gegenwart einer Anzahl Männer der Wiſſenſchaft der ber 
1 Spectroſtopiſt Locker folgenden Verſuch. Mittelſt einer kräftigen 
alvaniſchen Batterie verflüchtigte er in einer gläſernen Probirröhre etwas 

upfer, löſte deu in der a befindlichen Niederſchlag in Hydrochloralſäure 
auf und bewies dann mittelſt des Spectroſkops, daß die Löſung nicht mehr 
Kupfer ſondern Calcium, den Grundſtoff des gewöhnlichen Kalkſteins, ent⸗ 
hielt. Derſelbe Verſuch ward mit andern Metallen unternommen und gab 
ein gleich überraſchendes Ergebniß. Nickel wurde in Kobalt verwandelt 
und Calcium in Strontian. Sollte die ganze Mittheilung der „Daily 
News“ nicht ein etwas ſpäter Aprilſcherz ſein, den ſie auf Kosten des be⸗ 
rühmten Gelehrten getrieben, ſo wäre die Wiſſenſchaft einen weſentlichen 
Schritt weiter vorgedrungen auf dem Wege zur Erklärung der Art und 
Weiſe, wie aus dem einfachen Urſtoff, der vor dem Entſtehen der Geſtirne 
den Weltraum füllte, die große a der uns bekannten Stoffe 
Au iſt. Seltſam erſcheint nur, daß Herr Lockyer fein Nickel blos in 
Kobalt verwandelt, mancher Andere würde ſeine „Nickel“ lieber in Gold 
umgewandelt haben. 


9 Zune e e 

n der Grote'ſchen Sammlung von Werken zeitgenöſſiſcher Schriftſteller 
iſt als XI. Band ſoeben erſchienen: „Schlußſtelne“ Neue Val bom 
Hermann Lingg. Abgeklärte Lebensanſchauung redet überzeugend aus dieſen 


Dichtungen, durch die Lingg, wie es ſcheint, einen Abſchluß in ſeiner 
en Production bezeichnen will. — Von Julius Wolffs „epiſch⸗lyriſchen 
Dichtungen“ ſind in derſelben Sammlung wieder neue Auflagen esche 


jo vom „Eulenſpiegel“ die ſechste, vom „Rattenfänger“ die ſiebente und 
vom „wilden Jäger“ die fünfte. 


„Aufgelöſte Diſſonanzen.“ Novelle von Adelheid von Auer. (Leipzig 
eder u. Comp.) Die Verfaſſerin, welche bereits durch ihren Roman 
„Modern“ einen guten Ruf erworben, weiß auch in dieſen Schöpfungen 
eine tiefſittliche, veredelnde Tendenz mit glücklicher Geſtaltungsgabe zu 
verbinden. Wir haben es mit einem Buche zu thun, das ver⸗ 
dient, eine Heimſtätte in der deutſchen Famile zu erlangen. Die zwei 
Bändchen bringen folgende Novellen: „Heimathlos“, „Befreite Gefangene“, 
„Victoria Concordia“. Am Schluße der letzteren zeichnet ſie das Ziel, dem 
alle beſſeren Naturen nachſtreben, mit den beherzigenswerthen Worten: „Einig 
ein mit ſich ſelbſt und aus dieſem Quell innerer Harmonie Eintracht 
chöpfen mit Anderen.“ 


Der Königsleutenant. Luſtſpiel in pier Aufzügen. 
kow. Achte Auflage. Von Erdmann Wagner 10 
(Jeng, Coſtenoble. ) 5 

Obſchon Gelegenheitsſtück, hat ſich dan das in ſplendider neuer Aus⸗ 
ftattung erſchienene Luſtſpiel als ein überall willkommenes erhalten, wo nur 

ute Kräfte die leichte, natürliche Sprache, die Friſche und den mit dem 

toffe gleichſam ſpielenden Geift, der in der Dichtung ſelbſt herrſcht, zu er⸗ 
reichen vermochten. Selbſt Dilettanten haben das beliebte Stück zu gelun⸗ 
ener geſelliger Erheiterung benutzt. Die Illustrationen von Erdmann 

agner, einem jüngeren Mitglied der Münchener A IeHAEmAgDe, ſind 
ganz in der Naivetät und burlesken 8 gehalten, welche den eigen⸗ 
übümlichen Charakter dieſer lebensfriſchen, liebenswürdigen Gabe des Gutz⸗ 
kow'ſchen Geiſtes bilden. 7 


Grosse Speckflundern Asphaltirungen, 


[8557]_ bei Paul Feige 5 ; 
Tauenzi 9. Holzeement- und Pappdächer fertigt 
enplatz Nr. 9 billigſt [6257] 


LAN arl Mannich, 


des Quantum u. jeder Station 
Breslau, Gartenſtr. 30 e. 


Von Karl Gutz⸗ 


H. Krebs, Gleiwitz. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


* 
7 


Kaiſer Alexander iſt geſtern Abend 10 Uhr 


illuſtrirte Min.⸗Ausg. 


— — ꝛ 


